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Beratungsfolge Termin Status 

Ausschuss für Umwelt, Planung und Bauen 09.03.2022 öffentlich 
vorberatend 

Verwaltungsausschuss 28.03.2022 nicht öffentlich 
vorberatend 

Rat der Stadt Vechta 28.03.2022 öffentlich 
beschließend 

 
Bebauungsplan Nr. 169 „Wohngebiet östlich des Kornblumenweges„ mit örtlichen Bauvorschriften 
über die Gestaltung - im beschleunigten Verfahren gemäß § 13b BauGB; 
Prüfung der während der öffentlichen Auslegung gemäß § 3 Abs. 2 BauGB und der Beteiligungen 
der Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 2 BauGB sowie der 
erneuten öffentlichen Auslegung gemäß § 4a Abs. 3 BauGB eingegangenen Stellungnahmen und 
Satzungsbeschluss gemäß § 10 BauGB 
 
Sachverhalt: 
 
Anlass und Ziel der Planung 
 
Der Verwaltungsausschuss der Stadt Vechta hat in seiner Sitzung am 12.06.2018 die Aufstellung des 
Bebauungsplanes Nr. 169 „Wohngebiet östlich des Kornblumenweges“ beschlossen. 
 
Ziel der Aufstellung des Bebauungsplanes ist es, die planungsrechtlichen Voraussetzungen für ein 
attraktives Wohnbauflächenangebot östlich des Kornblumenweges bzw. westlich und nördlich des 
Schulzentrums Nord zu schaffen. Hier soll u.a. zusätzlicher bezahlbarer Wohnraum in unterschiedli-
chen Wohnformen geschaffen werden. Neben Grundstücken für eine Mehrfamilienhausbebauung 
werden auch Flächen für eine Einzel-, Doppel- und Reihenhausbebauung zur Verfügung gestellt. Das 
Baugebiet wird als Allgemeines Wohngebiet festgesetzt. 
 
Das Plangebiet umfasst eine ca. 2,2 ha große Fläche westlich und nördlich der Ludgerusschule. Es 
grenzt östlich an das Gelände des Hallenwellen- und Freibades an. Das Plangebiet wird derzeit über-
wiegend landwirtschaftlich genutzt.  
 
Die Erschließung des Gebietes erfolgt über den Kornblumenweg. 
 
Zum Verfahren 
 
Das Bauleitplanverfahren wird im beschleunigten Verfahren nach § 13a BauGB durchgeführt. Auf die 
Erstellung des Umweltberichtes kann verzichtet werden. Die gesetzlichen Voraussetzungen liegen 
vollumfänglich vor. 
 
Im wirksamen Flächennutzungsplan der Stadt Vechta aus dem Jahr 1984 ist der überwiegende Teil 
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des Geltungsbereichs als Gemeinbedarfsfläche mit der Zweckbestimmung „Schule“ dargestellt. Der 
Flächennutzungsplan wird im Wege der Berichtigung angepasst, so dass ein gesondertes Änderungs-
verfahren nicht erforderlich ist.  
Die öffentliche Auslegung wurde in der Zeit vom 25.03.2021 bis einschließlich 07.05.2021 durchge-
führt. Parallel wurden die Fachbehörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange beteiligt. 
 
Nach der Durchführung der öffentlichen Auslegung erfolgten weitere Änderungen am Bebauungs-
konzept hinsichtlich der geplanten Tiefgarage, der vorhandenen Wallanlage, der Gebäudehöhe bzw. 
der Geschossigkeit und der Erweiterung der östlichen Baugrenze im nördlichen Bereich des Plange-
bietes. Eine Anpassung der Planunterlagen sowie eine erneute öffentliche Auslegung sind daher er-
forderlich geworden. Der Bebauungsplan Nr. 169 wurde in der Zeit vom 31.01.2022 bis einschließlich 
01.03.2022 erneut öffentlich ausgelegt und gleichzeitig den Behörden und sonstigen Trägern öffentli-
cher Belange zur Stellungnahme übersandt. 
 
Nachstehend sind die im Rahmen des Verfahrens eingegangenen Stellungnahmen sowie die entspre-
chenden Abwägungsvorschläge aufgeführt. 
 
Nach Redaktionsschluss eingegangene Stellungnahmen werden in der Sitzung vorgetragen.  
 
 
 

Finanzielle Auswirkungen:  ja  nein Haushaltsposition 

Gesamtkosten der Maß-
nahme (ohne Folgekosten) 
 
 

Folgekosten 
 
 

Finanzierung 
 
 

Erfolgte Veranschlagung: 

 ja mit  

 nein 

 
 
 
Beschlussempfehlung: 
 
Der Ausschuss für Umwelt, Planung und Bauen schlägt dem Verwaltungsausschuss/Rat folgende Be-
schlussfassung vor: 
1. Prüfung der während der Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 2 BauGB und der 

Beteiligung der Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 2 BauGB 
eingegangenen Stellungnahmen und Abwägungsvorschlag: 
 

Nr. 1   AVACON Netz GmbH, Watenstedter Weg 75, 38229 Salzgitter, Schreiben vom 
24.03.2021 

Stellungnahme:  Prüfung:  

Im Anfragebereich befinden sich keine Versorgungs-
anlagen von Avacon Netz GmbH/Purena GmbH / 
WEVG GmbH & Co KG. 
Bitte beachten Sie, dass die Markierung dem Aus-
kunftsbereich entspricht und dieser einzuhalten ist. 

Beschreibung der Örtlichkeit 
BP Nr. 169 "Wohngebiet östlich des Kornblumenwe-
ges" Vechta 

Achtung: 
Im o. g. Auskunftsbereich können Versorgungsanla-

Die Hinweise werden zur Kenntnis ge-
nommen. 
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gen liegen, die nicht in der Rechtsträgerschaft der 
oben aufgeführten Unternehmen liegen. 

Bei Rückfragen stehen wir Ihnen gerne zur Verfü-
gung. 

Nr. 2   EWE NETZ GmbH, Emsteker Straße 60, 49661 Cloppenburg, Schreiben vom 30.03.2021 

Stellungnahme: Prüfung: 

Im Plangebiet bzw. in unmittelbarer Nähe zum Plan-
gebiet befinden sich Versorgungsleitungen 
und/oder Anlagen der EWE NETZ GmbH. 

Diese Leitungen und Anlagen sind in ihren Trassen 
(Lage) und Standorten (Bestand) grundsätzlich zu 
erhalten und dürfen weder beschädigt, überbaut, 
überpflanzt oder anderweitig gefährdet werden. 
Bitte stellen Sie sicher, dass diese Leitungen und 
Anlagen durch Ihr Vorhaben weder technisch noch 
rechtlich beeinträchtigt werden. 

Die Hinweise zu den bestehenden Ver-
sorgungsanlagen werden zur Kenntnis 
genommen. 

Sollte sich durch Ihr Vorhaben die Notwendigkeit 
einer Anpassung unserer Anlagen, wie z.B. Ände-
rungen, Beseitigung, Neuherstellung der Anlagen an 
anderem Ort (Versetzung) oder anderer Betriebsar-
beiten ergeben, sollen dafür die gesetzlichen Vorga-
ben und die anerkannten Regeln der Technik gelten. 
Gleiches gilt auch für die gegebenenfalls notwendi-
ge Erschließung des Plangebietes mit Versorgungs-
leitungen und Anlagen durch EWE NETZ. Bitte pla-
nen Sie in diesem Fall Versorgungsstreifen bzw. -
korridore gemäß DIN 1998 (von min. 2,2 m für die 
Erschließung mit Telekommunikationslinien, Elektri-
zitäts- und Gasversorgungsleitungen) sowie die Be-
reitstellung notwendiger Stationsstellplätze mit ein. 

Die weiteren Hinweise werden zur 
Kenntnis genommen. Die EWE Netz wird 
rechtzeitig vor Baubeginn beteiligt.  

Die Kosten der Anpassungen bzw. Betriebsarbeiten 
sind von dem Vorhabenträger vollständig zu tragen 
und der EWE NETZ GmbH zu erstatten, es sei denn 
der Vorhabenträger und die EWE NETZ GmbH haben 
eine anderslautende Kostentragung vertraglich ge-
regelt. 

 

Die EWE NETZ GmbH hat keine weiteren Bedenken 
oder Anregungen vorzubringen. 

 

Unsere Netze werden täglich weiterentwickelt und 
verändern sich dabei. Dies kann im betreffenden 
Planbereich über die Laufzeit Ihres Verfah-
rens/Vorhabens zu Veränderungen im zu berück-
sichtigenden Leitungs- und Anlagenbestand führen. 
Wir freuen uns Ihnen eine stets aktuelle Anlagen-
auskunft über unser modernes Verfahren der Plan-
auskunft zur Verfügung stellen zu können - damit es 
nicht zu Entscheidungen auf Grundlage veralteten 
Planwerkes kommt. Bitte informieren Sie sich des-
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halb gern jederzeit über die genaue Art und Lage 
unserer zu berücksichtigenden Anlagen über unsere 
Internetseite: 
https://www.ewe-
netz.de/geschaeftskunden/service/leitungsplaene-
abrufen. 

Nr. 3   Landesamt für Geoinformation und Landesvermessung Niedersachsen (LGLN), Kampf-
mittelbeseitigungsdienst, Dorfstraße 19, 30519 Hannover, Schreiben vom 08.04.2021 

Stellungnahme:  Prüfung:  

Sie haben das Landesamt für Geoinformation und 
Landesvermessung Niedersachsen (LGLN), Regional-
direktion Hameln - Hannover (Dezernat 5 - Kampf-
mittelbeseitigungsdienst (KBD)) als Träger öffentli-
cher Belange gem. § 4 Baugesetzbuch (BauGB) be-
teiligt. Meine Ausführungen hierzu entnehmen Sie 
bitte der zweiten Seite; diese Stellungnahme ergeht 
kostenfrei. 

Die Hinweise werden zur Kenntnis ge-
nommen.  

Sofern in meinen anliegenden Ausführungen eine 
weitere Gefahrenerforschung empfohlen wird, ma-
che ich darauf aufmerksam, dass die Gemeinden als 
Behörden der Gefahrenabwehr auch für die Maß-
nahmen der Gefahrenerforschung zuständig sind. 

 

Eine Maßnahme der Gefahrenerforschung kann eine 
historische Erkundung sein, bei der alliierte Kriegs-
luftbilder für die Ermittlung von Kriegseinwirkungen 
durch Abwurfmunition ausgewertet werden (Luft-
bildauswertung). Der KBD hat nicht die Aufgabe, 
alliierte Luftbilder zu Zwecken der Bauleitplanung 
oder des Bauordnungsrechts kostenfrei auszuwer-
ten. Die Luftbildauswertung ist vielmehr gem. § 6 
Niedersächsisches Umweltinformationsgesetz (NU-
IG) in Verbindung mit § 2 Abs. 3 Niedersächsisches 
Verwaltungskostengesetz (NVwKostG) auch für Be-
hörden kostenpflichtig. 

 

Die Bearbeitungszeit für Luftbildauswertungen 
beträgt derzeit beim KBD ca. 16 Wochen ab An-
tragstellung. Da diese Zeitspanne zwischen Ertei-
lung einer Baugenehmigung und dem Baubeginn 
erfahrungsgemäß nicht verfügbar ist, empfehlen 
wir den Kommunen eine rechtzeitige Antragstel-
lung. 

 

Sofern eine solche kostenpflichtige Luftbildauswer-
tung durchgeführt werden soll, bitte ich um ent-
sprechende schriftliche Auftragserteilung unter 
Verwendung des Antragsformulars und der Rah-
menbedingungen, die Sie über folgenden Link abru-
fen können: 
http://www.lgln.niedersachsen.de/startseite/kampf
mittelbeseitigung/luftbildauswertung/kampfmitt 
elbeseitigungsdienst-niedersachsen-163427.html 

 

https://www.ewe-netz.de/geschaeftskunden/service/leitungsplaene-abrufen
https://www.ewe-netz.de/geschaeftskunden/service/leitungsplaene-abrufen
https://www.ewe-netz.de/geschaeftskunden/service/leitungsplaene-abrufen
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Für die Planfläche liegen dem Kampfmittelbeseiti-
gungsdienst Niedersachsen die folgenden Erkennt-
nisse vor (siehe beigefügte Kartenunterlage):  

 

Empfehlung: Luftbildauswertung 
Fläche A 

 

Luftbilder: Die derzeit vorliegenden Luftbilder wur-
den nicht vollständig ausgewertet. 

Die Hinweise werden zur Kenntnis ge-
nommen. Es wurde eine Luftbildauswer-
tung durchgeführt.  

Als Ergebnis der Luftbildauswertung geht 
hervor, dass für das Plangebiet kein 
Handlungsbedarf besteht.  

Luftbildauswertung: Es wurde keine Luftbildauswer-
tung durchgeführt. 

Zu dem Zeitpunkt der Übersendung der 
Stellungnahme lag noch keine Luftbild-
auswertung vor. Nach durchgeführter 
Luftbildauswertung wird keine Kampfmit-
telbelastung vermutet. 

Sondierung: Es wurde keine Sondierung durchge-
führt. 

Es wurde keine Sondierung durchgeführt. 

Räumung: Die Fläche wurde nicht geräumt. Die Fläche wurde nicht geräumt. 

Belastung: Es besteht der allgemeine Verdacht auf 
Kampfmittel. 

Ein Kampfmittelverdacht hat sich nicht 
bestätigt. 

Empfehlung: Kein Handlungsbedarf 
Fläche B 

Die Hinweise werden zur Kenntnis ge-
nommen 

Luftbilder: Die derzeit vorliegenden Luftbilder wur-
den vollständig ausgewertet. 
 

 

Luftbildauswertung: Nach durchgeführter Luftbild-
auswertung wird keine Kampfmittelbelastung ver-
mutet.  
 

 

Sondierung: Es wurde keine Sondierung durchge-
führt. 
 

 

Räumung: Die Fläche wurde nicht geräumt. 
 

 

Belastung: Ein Kampfmittelverdacht hat sich nicht 
bestätigt. 

 

Hinweise: 

Die vorliegenden Luftbilder können nur auf Schäden 
durch Abwurfkampfmittel überprüft werden. Sollten 
bei Erdarbeiten andere Kampfmittel (Granaten, 
Panzerfäuste, Brandmunition, Minen etc.) gefunden 
werden, benachrichtigen Sie bitte umgehend die 
zuständige Polizeidienststelle, das Ordnungsamt 
oder den Kampfmittelbeseitigungsdienst des Landes 
Niedersachsens bei der RD Hameln-Hannover des 
LGLN. 

 

Der Hinweis wurde in den Bebauungsplan 
aufgenommen. 

In der vorstehenden Empfehlung sind die Erkennt-
nisse aus der Zeit vor der Einführung des Kampfmit-
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telinformationssystems Niedersachsen (KISNi), dem 
11.06.2018, nicht eingeflossen, da sie nicht dem 
Qualitätsstand von KISNi entsprechen. Sie können 
natürlich trotzdem von den Kommunen in eigener 
Zuständigkeit berücksichtigt werden. 

Bitte senden Sie uns, nach Übernahme unserer Stel-
lungnahme, zur Arbeitserleichterung keine weiteren 
Schreiben in dieser Angelegenheit zu. 

 

Nr. 4    Landesamt für Geoinformation und Landesvermessung Niedersachsen (LGLN), Kampf-
mittelbeseitigungsdienst, Dorfstraße 19, 30519 Hannover, Schreiben vom 16.04.2021 

die hier zurzeit vorhandenen Luftbilder wurden auf 
Ihren Antrag hin ausgewertet (siehe beigefügte Kar-
tenunterlage). 

Die Hinweise werden zur Kenntnis ge-
nommen. Als Ergebnis der Luftbildaus-
wertung geht hervor, dass für das Plan-
gebiet kein Handlungsbedarf besteht. 

Empfehlung: Kein Handlungsbedarf 
Fläche A 

 

Luftbilder: Die derzeit vorliegenden Luftbilder wurden 
vollständig ausgewertet. 

Luftbildauswertung: Nach durchgeführter Luftbild-
auswertung wird keine Kampfmittelbelastung 

vermutet. 

 

Sondierung: Es wurde keine Sondierung durchgeführt.  

Räumung: Die Fläche wurde nicht geräumt. 

Belastung: Ein Kampfmittelverdacht hat sich nicht 
bestätigt. 

 

Hinweise: 
Die vorliegenden Luftbilder können nur auf Schäden 
durch Abwurfkampfmittel überprüft werden. Sollten 
bei Erdarbeiten andere Kampfmittel (Granaten, Pan-
zerfäuste, Brandmunition, Minen etc.) gefunden wer-
den, benachrichtigen Sie bitte umgehend die zustän-
dige Polizeidienststelle, das Ordnungsamt oder den 
Kampfmittelbeseitigungsdienst des Landes Nieder-
sachsens bei der RD Hameln-Hannover des LGLN. 
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Nr. 5   NLWKN, Niedersächsischer Landesbetrieb für Wasserwirtschaft, Küsten- und Natur-
schutz (NLWKN), Betriebsstelle Cloppenburg, Drüdingstraße 25, 49661 Cloppenburg, Schreiben 
vom 19.04.2021 

Stellungnahme:  Prüfung:  

Die Unterlagen zum oben genannten Antrag habe ich 
geprüft. Seitens des Niedersächsischen Landesbetrie-
bes für Wasserwirtschaft, Küsten- und Naturschutz 
(NLWKN), Betriebsstelle Cloppenburg, werden fol-
gende Hinweise gegeben: 

 
 

Im Rahmen der Beteiligung als Träger öffentlicher 
Belange weise ich darauf hin, dass sich außerhalb des 
Vorhabenbereiches zwei Landesmessstellen befinden, 
die vom NLWKN betrieben und unterhalten werden 
(s. Übersichtskarte). Diese Messstellen dienen der 
Gewässerüberwachung und sind von erheblicher Be-
deutung für das Land Niedersachsen, Die Landes-
messstellen dürfen auch in ihrer Funktionalität durch 
die Planungen/ das Vorhaben nicht beeinträchtigt 
werden. 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genom-
men. Da die Messstellen gemäß Karte 
des NLWKN in 700m bzw. 750m Entfer-
nung liegen, wird die Funktionalität 
durch die Planung nicht beeinträchtigt. 

Für Rückfragen hierzu steht Ihnen Frau Karfusehr, Tel. 
04471/886-128, gerne zur Verfügung. 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genom-
men. 

 

Sollte das Planvorhaben zu wesentlichen Auswirkun-
gen auf den Wasserhaushalt führen, gehe ich von 
einer Beteiligung als Gewässerkundlicher Landes-
dienst (GLD) aus. Die Stellungnahme als TÖB ersetzt 
nicht die Stellungnahme des GLD. 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genom-
men. Von einer wesentlichen Auswir-
kung auf den Wasserhaushalt ist nicht 
auszugehen. 
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Nr. 6   Niedersächsisches Landesamt für Denkmalpflege, Abteilung Archäologie, Ofener Straße 
15, 26121 Oldenburg, Schreiben vom 05.05.2021 

Stellungnahme: Prüfung:  

Sie haben uns im o.g. Verfahren beteiligt. 

In der Begründung wird unter 12 „Nachrichtliche 
Übernahmen - Bodenfunde“ bereits auf die erfor-
derlichen archäologischen Untersuchungen hinge-
wiesen. Die dortigen Ausführungen sind unbedingt 
zu beachten. 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
Vor Beginn der Bauarbeiten erfolgt eine 
Abstimmung mit der Unteren Denkmal-
schutzbehörde. Werden archäologische 
Untersuchungen erforderlich, werden die-
se von der Stadt Vechta durchgeführt. 

Nr. 7 - Landesamt für Bergbau, Energie und Geologie (LBEG), Postfach 51 01 53, 30361 Hannover, 
Schreiben vom 07.05.2021 

Stellungnahme:  Prüfung:  

in Bezug auf die durch das LBEG vertretenen Belan-
ge geben wir zum o.g. Vorhaben folgende Hinweise: 

 

 Boden 
Mit Grund und Boden ist gemäß §1a BauGB sparsam 
und schonend umzugehen und flächenbeanspru-
chende Maßnahmen sollten diesem Grundsatz ent-
sprechen (LROP 3.1.1, 04). Im Plangebiet befinden 
sich, wie in den Unterlagen beschrieben, laut den 
Daten des LBEG Suchräume für schutzwürdige Bö-
den entsprechend GeoBerichte 8 (Stand: 2019). Im 
Plangebiet handelt es sich um folgende Kategorien: 

Der Hinweis zum sparsamen Umgang mit 
Grund und Boden wird zur Kenntnis ge-
nommen. Das dem Bebauungsplan zu 
Grunde liegende Bebauungskonzept sieht 
mit den Mehrfamilienhäusern auch eine 
Bauform mit einem höheren Verdichtungs-
grad vor. Somit entspricht dies auch den 
Zielen des sparsamen Umgangs mit Grund 
und Boden. 

 

Kategorie 
Plaggenesch 

 

Die Karten können auf dem NIBIS Kartenserver ein-
gesehen werden. 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
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Aus bodenschutzfachlicher Sicht geben wir einige 
allgemeine Hinweise zu den Maßnahmen der Ver-
meidung und Verminderung von Bodenbeeinträch-
tigungen. Vorhandener Oberboden sollte aufgrund 
§202 BauGB vor Baubeginn schonend abgetragen 
und einer ordnungsgemäßen Verwertung zugeführt 
werden. Im Rahmen der Bautätigkeiten sollten eini-
ge DIN-Normen aktiv Anwendung finden (v.a. DIN 
19639 Bodenschutz bei Planung und Durchführung 
von Bauvorhaben, DIN 18915 Vegetationstechnik im 
Landschaftsbau -Bodenarbeiten, DIN 19731 Verwer-
tung von Bodenmaterial). Um dauerhaft negative 
Auswirkungen auf die von Bebauung freizuhalten-
den Bereiche zu vermeiden, sollte der Boden im 
Bereich der Bewegungs-, Arbeits- und Lagerflächen 
durch geeignete Maßnahmen (z.B. Überfahrungs-
verbotszonen, Baggermatten) geschützt werden. 
Boden sollte im Allgemeinen schichtgetreu ab- und 
aufgetragen werden. Die Lagerung von Boden in 
Bodenmieten sollte ortsnah, schichtgetreu, in mög-
lichst kurzer Dauer und entsprechend vor Witterung 
geschützt vorgenommen werden (u.a. gemäß DIN 
19639). Außerdem sollte das Vermischen von Böden 
verschiedener Herkunft oder mit unterschiedlichen 
Eigenschaften vermieden werden. Der Geobericht 
28 „Bodenschutz beim Bauen“ des LBEG dient als 
Leitfaden zu diesem Thema. 

Die Hinweise werden zur Kenntnis ge-
nommen. In den Bebauungsplanentwurf ist 
eine textliche Festsetzung zur Behandlung 
des Oberbodens bereits aufgenommen 
worden: 

„K1 – Behandlung des Oberbodens“ 

Vor Beginn aller Erdarbeiten ist der 
Oberboden auf den betroffenen Flächen 
entsprechend DIN 18195 Blatt 2 abzu-
schieben. Eine Zwischenlagerung ist in fla-
chen Mieten vorzunehmen“. Der anfallen-
de Oberboden ist zu mindestens einem 
Drittel innerhalb des Plangebietes wieder-
zuverwenden“. 

 

Hinweise: 
Sofern im Zuge des o.g. Vorhabens Baumaßnahmen 
erfolgen, verweisen wir für Hinweise und Informati-
onen zu den Baugrundverhältnissen am Standort auf 
den NIBIS-Kartenserver. Die Hinweise zum Baugrund 
bzw. den Baugrundverhältnissen ersetzen keine 
geotechnische Erkundung und Untersuchung des 
Baugrundes bzw. einen geotechnischen Bericht. 
Geotechnische Baugrunderkundungen/-
untersuchungen sowie die Erstellung des geotechni-
schen Berichts sollten gemäß der DIN EN 1997-1 und 
-2 in Verbindung mit der DIN 4020 in den jeweils 
gültigen Fassungen erfolgen. 

Ein geotechnischer Bericht, in dem eine 
Baugrundbeurteilung durchgeführt wurde, 
liegt der Stadt Vechta vor (IGL – Ingenieur-
geologie Dr. Lübbe, Geotechnischer Bericht 
zum Bauvorhaben Erschließung B-Plan Nr. 
169  vom 06.07.2021). 

In Bezug auf die durch das LBEG vertretenen Belan-
ge haben wir keine weiteren Hinweise oder Anre-
gungen. 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 

Die vorliegende Stellungnahme hat das Ziel, mögli-
che Konflikte gegenüber den raumplanerischen Be-
langen etc. ableiten und vorausschauend berück-
sichtigen zu können. Die Stellungnahme wurde auf 
Basis des aktuellen Kenntnisstandes erstellt. Die 
verfügbare Datengrundlage ist weder als parzellen-
scharf zu interpretieren noch erhebt sie Anspruch 
auf Vollständigkeit. Die Stellungnahme ersetzt nicht 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
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etwaige nach weiteren Rechtsvorschriften und 
Normen erforderliche Genehmigungen, Erlaubnisse, 
Bewilligungen oder objektbezogene Untersuchun-
gen. 

Nr. 8    Deutsche Telekom Technik GmbH, Technikniederlassung Nord, Hannoversche Straße 6-8, 
49084 Osnabrück, Schreiben vom 02.08.2021 

Stellungnahme: Prüfung: 

die Telekom Deutschland GmbH (nachfolgend Tele-
kom genannt) - als Netzeigentümerin und Nut-
zungsberechtigte i. S. v. § 68 Abs. 1 TKG - hat die 
Deutsche Telekom Technik GmbH beauftragt und 
bevollmächtigt, alle Rechte und Pflichten der Wege-
sicherung wahrzunehmen sowie alle Planverfahren 
Dritter entgegenzunehmen und dementsprechend 
die erforderlichen Stellungnahmen abzugeben. Zu 
der o. g. Planung nehmen wir wie folgt Stellung: 

Die Hinweise werden zur Kenntnis ge-
nommen. 

Die Telekom wird die Voraussetzungen zur Errich-
tung eigener TK-Linien im Baugebiet prüfen. Je nach 
Ausgang dieser Prüfung wird die Telekom eine Aus-
bauentscheidung treffen. Vor diesem Hintergrund 
behält sich die Telekom vor, bei einem bereits be-
stehenden oder geplanten Ausbau einer TK-
Infrastruktur durch einen anderen Anbieter auf die 
Errichtung eines eigenen Netzes zu verzichten 

 

Wir bitten Sie, in den Hinweisen des Bebauungspla-
nes folgende Forderung entsprechend § 77k Abs. 4 
Telekommunikationsgesetz aufzunehmen: 

 

Neu errichtete Gebäude, die über Anschlüsse für 
Endnutzer von Telekommunikationsdienstleistungen 
verfügen sollen, sind gebäudeintern bis zu den 
Netzabschlusspunkten mit hochgeschwindigkeitsfä-
higen passiven Netzinfrastrukturen (Leerrohre, §3 
Abs. 17b TKG) sowie einem Zugangspunkt zu diesen 
passiven gebäudeinternen Netzkomponenten aus-
zustatten.“ 

Ein entsprechender Hinweis ist in den Be-
bauungsplan-Entwurf mit aufgenommen 
worden.  

Wir bitten Sie, Beginn und Ablauf der Erschlie-
ßungsmaßnahmen im Bebauungsplangebiet der 
Deutschen Telekom Technik GmbH so früh wie mög-
lich, mindestens drei Monate vor Baubeginn, schrift-
lich anzuzeigen und bitten Sie, uns zu der Baube-
sprechung mit den Versorgungsbetrieben einzula-
den.  

Wir sind dann gerne bereit einen Mitarbeiter zu der 
Besprechung zu entsenden.  

Bei Planungsänderungen bitten wir uns erneut zu 
beteiligen.   

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
Die Versorger werden rechtzeitig vor Bau-
beginn informiert. 



Seite 11 von 50 

Bürger 1- Schreiben vom 05.05.201 

Stellungnahme Prüfung 

In vorbezeichneter Angelegenheit zeigen wir an, 
dass unser Mandant, Anwohner des Sonnenblu-
menwegs, 49377 Vechta, mit der Wahrnehmung 
seiner rechtlichen Interessen beauftragt hat. Eine 
Vollmacht ist in der Anlage beigefügt. In der Sache 
bemerken wir Folgendes: 

Die Hinweise werden zur Kenntnis ge-
nommen. 

Unser Mandant ist Eigentümer eines Grundstücks im 
Sonnenblumenweg, 49377 Vechta. Das Grundstück 
ist mit einem Einfamilienwohnhaus bebaut und wird 
von unserem Mandanten und seiner Familien be-
wohnt. Der Sonnenblumenweg ist nur über den 
Kornblumenweg erreichbar und grenzt unmittelbar 
an das geplante Baugebiet an. 

 

Die Stadt stellt derzeit den Bebauungsplan Nr. 169 
„Wohngebiet östlich des Kornblumenweges" auf. 
Der Entwurf des Bebauungsplans liegt in der Zeit 
vom 25.03. bis einschließlich 07.05.2021 aus. Anlass 
der Planung ist ausweislich der Planbegründung, 
dass die Entwicklung der Einwohnerzahlen in der 
Stadt Vechta sowie der hierdurch bedingte Umfang 
der Bautätigkeit im Segment Ein- und Zweifamilien-
hausbau sich in den letzten Jahren stetig weiterent-
wickelt hat. Die Stadt Vechta beabsichtigt daher, 
neue Wohnbauflächen bereitzustellen. Ziel der Pla-
nung sei die raumverträgliche Entwicklung eines 
attraktiven Wohnbauflächenangebotes westlich des 
Schulzentrums. Vor allem soll mit der Wohnbebau-
ung zusätzlich bezahlbarer Wohnraum für verschie-
dene Wohnformen geschaffen werden. Hierzu sei im 
Norden des Plangebiets eine Mehrfamilienhausbe-
bauung entlang der von West nach Ost verlaufenden 
Planstraße angedacht. Für die beiden östlich gelege-
nen Wohnquartiere sollen Stellplätze in einer Tiefga-
rage untergebracht werden. Entlang des Kornblu-
menwegs sind abstufend Reihenhäuser, Doppel- und 
Einfamilienhäuser vorgesehen. Hierzu setzt der Be-
bauungsplan verschiedene Wohngebiete fest. Ein-
schränkend soll festgesetzt werden, dass nur die für 
die Quartiersentwicklung bedeutsamen Nutzungen 
nach § 4 BauNVO zulässig sein sollen, die Ausnah-
men nach § 4 Abs. 3 BauNVO jedoch nicht.  

Die nebenstehende Darstellung zum Ziel 
und Anlass der Planung sind der Begrün-
dung zum Bebauungsplan entnommen und 
richtig. 

Unser Mandant ist mit dieser Planung nicht einver-
standen. Das beruht auf folgenden Gründen: 

 

1.  

Zunächst einmal verkennt die Planung, dass mit der 

Im Rahmen der erneuten öffentlichen Aus-
legung gemäß §4a Abs.3 BauGB lag unter 
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Entwicklung dieses Baugebietes ein ganz erheblicher 
Erschließungsverkehr verbunden sein wird. Grund-
lage der Planung scheint das veraltete und überhol-
te Immissionsschutzgutachten zu den Geräuschein-
wirkungen durch Straßenverkehr auf den Geltungs-
bereich des Bebauungsplans Nr. 154 der Uppen-
kamp und Partner vom 23.03.2014 zu sein. Gegen-
stand dieser sachverständigen Stellungnahme ist der 
Bebauungsplan Nr. 154 der Stadt. Darin werden 
zwölf Wohneinheiten und deren Erschließungsver-
kehr bewertet.  

 

anderem das Immissionsschutz-Gutachten 
der Firma Normec-Uppenkamp vom 
26.01.2022 mit aus. Eine Aktualisierung des 
Gutachtens des Büros (Stand vom Januar 
2020) ist auf Grund des geänderten Be-
bauungskonzeptes erforderlich geworden.  

Auf Grund der Aktualität des Gutachtens 
kann dem allgemeinen Grundsatz der Kon-
fliktbewältigung Rechnung getragen wer-
den, dass im Rahmen der Bauleitplanung 
die schalltechnische Verträglichkeit des 
Vorhabens im Hinblick auf die außerhalb 
des Plangebietes bestehenden Emissions-
quellen zu prüfen ist. Das Immissions-
schutzgutachten betrachtet allerdings nicht 
die schalltechnischen Auswirkungen des 
Straßenverkehrs, da die Straßen „Lattweg“ 
und „Visbeker Damm“ auf Grund der Ent-
fernung zum Plangebiet nicht als relevante 
Emmissionsquelle anzusehen sind. Im Im-
missionsschutzgutachten wird die schall-
technische Verträglichkeit hinsichtlich des 
Freizeit- und Sportlärms geprüft. 

Mit dem in Rede stehenden Baugebiet hat das 
nichts zu tun. Deutlich wird das daran, dass die Stadt 
eine Verkehrsuntersuchung durch das Ingenieurbüro 
für Straßen- und Tiefbau hat vornehmen und erstel-
len lassen (Stand: Oktober 2018). Darin wird von 
einer Planung für 100 Wohneinheiten ausgegangen. 
Ob das mit Blick auf die geplante verdichtete Be-
bauung überhaupt zutreffend ist, erscheint ausge-
sprochen zweifelhaft. Vor diesem Hintergrund muss 
mit einem erheblichen Erschließungsverkehr ge-
rechnet werden, der anscheinend ausschließlich 
über den Kornblumenweg abgewickelt werden soll. 
Alternative Erschließungen werden mit der Planung 
nicht einmal im Ansatz erwogen. Das wäre aber 
auch dann erforderlich, wenn der zusätzliche Er-
schließungsverkehr für das geplante Wohngebiet 
(möglicherweise) die Orientierungswerte der DIN 
18005 einhalten würde. Denn auch unterhalb der 
einzuhaltenden Orientierungswerte der DIN 18005 
hat die Stadt eine Abwägung vorzunehmen.  

Es ist richtig, dass ein Verkehrsgutachten 
dem Bebauungsplan zu Grunde liegt, um 
die verkehrlichen Auswirkungen des ge-
planten Vorhabens zu untersuchen. Das 
Gutachten hat das Ingenieurbüro für Stra-
ßen- und Tiefbau (IST) mit Stand vom Ok-
tober 2018 erstellt. Eine zusätzliche Ver-
kehrsflusssimulation ist als Nachtrag zum 
Verkehrsgutachten im Januar 2021 eben-
falls vom Büro IST durchgeführt worden. 

Die Annahme von 100 Wohneinheiten ist 
aufgrund der Festsetzungen zur maximalen 
Anzahl der Wohnungen pro Gebäude und 
unter Beachtung der Verhältniszahl zu den 
Grundstücksgrößen realistisch. 

Zusammengefasst wurde im Verkehrsgut-
achten festgestellt, dass hinsichtlich der 
verkehrlichen Leistungsfähigkeit sowie der 
Ausbauzustände, die Straßen und Knoten-
punkte im Untersuchungsgebiet geeignet 
sind, die verkehrlichen Entwicklungen in 
Verbindung mit den geplanten Wohnbau-
flächen abzuwickeln. Daher sind in diesem 
Hinblick keine weiteren Maßnahmen er-
forderlich.  
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Natürlich werden durch das geplante Vor-
haben weitere Erschließungsverkehre über 
den Kornblumenweg erfolgen. Der Korn-
blumenweg wird aus diesem Grund in 
nördliche Richtung weiter ausgebaut. Der-
zeit kann der Kornblumenweg gemäß den 
Richtlinien für Anlagen von Stadtstraßen 
(RASt06) als Wohnstraße eingestuft wer-
den. Nach erfolgtem Ausbau des Kornblu-
menweges in nördliche Richtung wird die 
Einstufung als Wohnstraße dennoch wei-
terhin Bestand haben.  Die Kategorie der 
Wohnstraße ist charakterisiert durch enge 
Straßenräume. Eine hohe Geschwindigkeit, 
die zu einer starken Lärmbelästigung füh-
ren könnte, ist auf Grund des Straßencha-
rakters nicht zu befürchten. Zudem ist der 
Kornblumenweg offiziell als 30er Zone ein-
gestuft. Auch durch ein erhöhtes Verkehrs-
aufkommen wird vom Kornblumenweg 
keine Lärmbelästigung in Form von Ver-
kehrslärm ausgehen, die eine Nicht-
Einhaltung der Richtwerte der DIN 18005 
nach sich zieht. 

So ist insbesondere zu überlegen, ob der vorhande-
nen Bestandswohnbebauung ausschließlich der zu-
sätzliche Erschließungsverkehr zugemutet werden 
soll. So ist von der Stadt zumindest zu überlegen, 
den Erschließungsverkehr auch über andere Er-
schließungsanlagen, die gegebenenfalls neu zu 
schaffen sind, abzuwickeln. 

Eine spätere Anbindung des Wohngebietes 
an den Visbeker Damm, in Verlängerung 
der Wilhelm-Busch-Straße ist vorgesehen, 
kann allerdings auf Grund der fehlenden 
Flächenverfügbarkeit derzeit nicht umge-
setzt werden.  Gleiches gilt für weitere 
potentielle Erschließungsvarianten. 

 

2. 
Die Planung der Stadt nimmt für sich in Anspruch, 
attraktive Wohnbauflächen anzubieten (vgl. Planbe-
gründung, Seite 5, 12 f.). Das dürfte der Planungs-
leitlinie des § 1 Abs. 6 Nr. 2 BauGB entsprechen. 
Hiernach sind bei der Aufstellung der Bauleitpläne 
insbesondere die Wohnbedürfnisse der Bevölke-
rung, insbesondere auch von Familien mit mehreren 
Kindern, die Schaffung und Erhaltung sozial stabiler 
Bewohnerstrukturen, die Eigentumsbildung weiter 
Kreise der Bevölkerung und die Anforderungen kos-
tensparenden Bauens sowie die Bevölkerungsent-
wicklung zu berücksichtigen. Diesen Anforderungen 
wird die Planung nicht gerecht.  

 
Die Hinweise zu der Planungsleitlinie des § 
1 Abs. 6 Nr. 2 BauGB werden zur Kenntnis 
genommen. Diesen Anforderungen kann 
der Bebauungsplan gerecht werden. 

 
 
 

Der Planbegründung ist zum Anlass und Ziel der 
Planung zu entnehmen, dass insbesondere Ein- und 
Zweifamilienhäuser nachgefragt werden. Anschei-

Auf Seite 5 der Begründung zum Bebau-
ungsplan Nr. 169 wird aufgeführt, dass sich 
zwar in den letzten Jahren der Umfang der 



Seite 14 von 50 

nend soll darüber hinaus noch ein Angebot für 
Mehrfamilienhäuser gemacht werden. Allerdings 
überwiegt in der Planung letztlich die Schaffung von 
Mehrfamilienhäusern. Das widerspricht sowohl der 
eigenen Zielsetzung der Stadt, vor allem jungen Fa-
milien Ein- und Zweifamilienhäuser, gegebenenfalls 
Reihenhäuser zur Verfügung zu stellen. Denn inso-
weit handelt es sich gemäß § 1 Abs. 6 Nr. 2 BauGB 
um die Wohnbedürfnisse von Familien mit Kindern. 

Die Planung widerspricht auch der Schaffung sozial 
stabiler Bewohnerstrukturen. Indem die Planung 
weite Teile des Baugebietes zur Errichtung von 
Mehrfamilienhäusern vorsieht, droht die soziale 
Struktur eher zu „kippen". Es ist durchaus ein legiti-
mes Ziel der Städtebauplanung, auch preisgünstigen 
Wohnraum zu schaffen. Um auch diese Teile der 
Bevölkerung in „sozial stabile Bewohnerstrukturen" 
zu integrieren, müssen die jeweiligen Wohnformen 
allerdings in einem ausgeglichenen Verhältnis zuei-
nanderstehen. Es bestehen erhebliche Zweifel, ob 
dies mit der vorliegenden Planung, insbesondere der 
Ausweisung von Mehrfamilienhäusern gelungen ist. 

Bautätigkeiten im Ein- und Zweifamilien-
hausbau stetig weiterentwickelt haben, 
allerdings verfolgt die Stadt Vechta das Ziel 
ein breit aufgestelltes Wohnbauflächenan-
gebot bereit zu stellen. 

Eine von der Stadt Vechta beauftragte und 
vom ALP – Institut für Wohnen und Stadt-
entwicklung im Jahr 2020 durchgeführte 
Wohnungsmarktanalyse und -prognose 
attestiert der Stadt Vechta eine sich in den 
letzten Jahren entwickelte Diversifizierung 
der Angebotsstruktur auf dem Wohnungs-
markt. Es wird als positiv angesehen, dass 
in der Stadt Vechta in den letzten Jahren 
neben den klassischen Einfamilienhäusern 
auch eine steigende Zahl von Projekten im 
Mehrfamilienhaussegment realisiert wur-
den.  

Aus diesem Grund ist es ein wichtiges Ziel 
auch im geplanten Wohnquartier am Korn-
blumenweg ein breites Wohnangebot be-
reitzustellen. Mit der Planung sollen neben 
Mehrfamilienhäusern, Reihen- sowie Dop-
pel- und Einfamilienhäusern ermöglicht 
werden. Das neu zu entstehende Quartier 
ist nicht als in sich abgeschlossen zu be-
trachten, sondern ist städtebaulich inte-
griert in ein bestehendes Wohnumfeld zu 
sehen. Wird die städtebauliche Situation in 
einem größeren Zusammenhang gesehen, 
ist zu erkennen, dass ein ausgewogenes 
Verhältnis an unterschiedlichen Wohnfor-
men besteht.  

Aus diesem Grund wird die Planung auch 
dem Ansatz gerecht, dass die Bewohner 
des neuen Wohnquartiers sozial integriert 
werden. Es wird kein Quartier für aus-
schließlich sozial schwächere Personen-
gruppen entstehen, sondern durch das 
Angebot der verschiedenen Wohnformen 
eine soziale Durchmischung erreicht.  

Zusätzlich wird dargelegt, dass die Schaf-
fung von Mehrfamilienhäusern nicht dem 
Ziel wiederspricht, Wohnraumangebote für 
Familien zu schaffen. 

Familienfreundliches Wohnen charakteri-
siert sich nicht nur durch die Wohnungs-
größe oder die Art der Wohnform, sondern 
auch durch weitere Faktoren des Wohnum-
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feldes wie Spiel- und Bewegungsmöglich-
keiten für Kinder und Jugendliche, nach-
barschaftliche Netzwerke, Kontakt- und 
Vernetzungsangebote für Familien sowie 
eine familienfreundliche Infrastruktur. 
Diese Indikatoren können an dem Standort 
am Kornblumenweg abgedeckt werden. 
Das Plangebiet befindet sich in zentraler 
Lage der Stadt Vechta und eignet sich auf-
grund der Nähe zu den Bildungseinrichtun-
gen, wie der Overbergschule, der Ludge-
rus-Schule und dem Kindergarten „Maria-
Frieden“ sowie den Freizeitangeboten (Hal-
len- und Wellenbad, BMX-Bahn und Ten-
nishalle) und dem Nahversorgungsangebot 
besonders für Familien mit Kindern.  

Familienfreundliches Wohnen kann daher 
nicht nur in Form von Einfamilien-, Doppel-
, oder Reihenhäusern realisiert werden. 
Familienfreundliches Wohnen ist somit 
auch in Mehrfamilienhäusern möglich. 

Rein vorsorglich weisen wir darauf hin, dass erhebli-
che Bedenken im Hinblick auf das von der Stadt 
gewählte Verfahren gemäß § 13b BauGB bestehen. 
Insoweit verweisen wir zunächst auf den Beschluss 
des OVG Lüneburg vom 23.03.2020 (1 MN 136/19). 
Hiernach setzt ein „Anschließen" im Sinne des § 13b 
Satz 1 BauGB voraus, dass auch die vom bisherigen 
Ortsrand am weitesten entfernte Bauparzelle noch 
in einem städtebaulich - räumlichen Zusammenhang 
mit dem bisherigen Siedlungsbereich stehen muss. 
Der Siedlungsrand mithin „abrundend" in den Au-
ßenbereich erweitert wird. Von einem Anschließen 
könne dagegen keine Rede mehr sein, wenn das 
Plangebiet sich vom bestehenden Ortsrand ersicht-
lich „absetzt" und deshalb einen qualitativ neuen 
Ansatz für künftige Siedlungserweiterung vorsieht. 
So dürfte es hier sein. Die Erweiterung in den Au-
ßenbereich stellt sich nicht mehr als abrundende 
Erweiterung in den Außenbereich dar, sondern setzt 
sich von der Bestandsbebauung ganz erheblich ab. 
Die Stadt hat lediglich ein bauplanerisches Instru-
ment nutzen wollen, welches für sie günstig ist, ins-
besondere der Erstellung eines Umweltberichtes 
und eines naturschutzrechtlichen Ausgleichs und 
Ersatz vermeidet. Die Ausnutzung einer günstigen 
Rechtslage genügt aber nicht, um die gesetzlichen 
Voraussetzungen zu erfüllen.  

Die Auffassung zur Erfüllung der Voraus-
setzung für die Verfahrenswahl nach § 13b 
BauGB hinsichtlich der Erweiterung in den 
Außenbereich bzw. dem „Absetzen“ vom 
bestehenden Ortsteil kann nicht geteilt 
werden. 

Das Plangebiet steht definitiv im räumli-
chen Zusammenhang mit dem bisherigen 
Siedlungsbereich und es setzt sich nicht 
ersichtlich vom bestehenden Ortsrand ab 
bzw. stellt somit auch keinen Ansatz  

Das Plangebiet wird sowohl im Osten, im 
Süden sowie zu Teilen im Westen durch 
bestehende Siedlungsstrukturen „einge-
rahmt“ und fügt sich somit in die städte-
baulichen Strukturen bzw. den bestehen-
den Ortsrand ein.  Während auf der östli-
chen Seite das Hallenwellen- und Freibad 
und an der nördlichen Seite die Ludgerus-
schule sowie der Kindergarten Maria Frie-
den anschließen, grenzt an der westlichen 
Seite zu Teilen das Wohngebiet am Son-
nenblumenweg an.  

Bei einer Betrachtung der städtebaulichen 
Situation in einem größeren Zusammen-
hang ist sofort zu erkennen, dass durch die 
mit der Bauleitplanung beabsichtigte 
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Wohnbauflächenentwicklung kein „Abset-
zen“ vom bestehenden Ortsrand erfolgt. 
Die Wohnquartiere westlich des Visbeker 
Damms und die Einrichtungen westlich des 
Dornbusches (Hallenwellen- und Freibad, 
Tennishalle, und Tennisplätze sowie vor 
allem das Wohnquartier östlich des Dorn-
buschs bilden einen westlichen und östli-
chen Rahmen. 

 

Es bestehen auch deshalb Zweifel an dem Vorliegen 
der gesetzlichen Voraussetzungen nach § 13b 
BauGB1 da die Festsetzungen nicht dem Gesetzes-
wortlaut entsprechen. Die festgesetzten Nutzungsar-
ten weichen von dem zulässigen Rahmen erheblich 
ab. Wenn es in der Planbegründung heißt, dass die 
für die Quartiersentwicklung bedeutsamen Nutzun-
gen zulässig sein sollen, verfehlt dies die gesetzgebe-
rische Zielrichtung des § 13b BauGB. Denn, wenn 
nach dieser Regelung lediglich die Entwicklung von 
Wohnbauflächen zulässig sein soll, setzt das voraus, 
dass in dem bereits vorhandenen Bebauungszu-
sammenhang die kommunalen Infrastrukturen auch 
für die neuen Wohnbauflächen vorhanden sind. 
Denn auf diese Weise ist sichergestellt, dass die 
Entwicklung von Wohnbauflächen in den Außenbe-
reich lediglich ,,moderat" erfolgt. Die Entwicklung 
ganzer Wohnquartiere mit einer neuen kommunalen 
Infrastruktur ist nach dem Wortlaut des § 13b BauGB 
gerade nicht beabsichtigt gewesen. Das verkennt die 
Planung der Stadt.  

Die gesetzlichen Voraussetzungen zur An-
wendung des § 13b BauGB werden vollum-
fänglich erfüllt. 

Wie in der Begründung auf Seite 6 ausge-
führt, bleibt die überbaubare Fläche und 
somit die zulässige Grundfläche im Sinne 
von § 19 Abs. 2 BauNVO unter dem festge-
setzten Schwellenwert von 10.000 qm, die 
zur Durchführung des § 13b BauGB nicht 
überschritten werden darf. 

Die Voraussetzung, dass die zu entwickeln-
de Fläche sich an im Zusammenhang be-
bauter Ortsteile anschließen muss, ist 
ebenfalls erfüllt. Genauere Ausführungen 
können der obenstehenden Abwägung 
hinsichtlich der Erweiterung in den Außen-
bereich bzw. dem „Absetzen“ vom beste-
henden Ortsteil entnommen werden. 

Die kommunalen Infrastrukturen in Form 
von Erschließungsanlagen, die für Wohn-
bauflächen erforderlich sind, liegen durch 
den umgebenden Bestand an Wohnquar-
tieren bereits vor. Der Kornblumenweg 
enthält bereits die entsprechenden Versor-
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gungsleitungen. Dieser wird im Rahmen 
der Erschließung des Plangebietes in nörd-
liche Richtung weiter ausgebaut. 

Es bestehen auch deshalb Zweifel an dem Vorliegen 
der gesetzlichen Voraussetzungen nach § 13b 
BauGB1 da die Festsetzungen nicht dem Gesetzes-
wortlaut entsprechen. Die festgesetzten Nutzungsar-
ten weichen von dem zulässigen Rahmen erheblich 
ab. Wenn es in der Planbegründung heißt, dass die 
für die Quartiersentwicklung bedeutsamen Nutzun-
gen zulässig sein sollen, verfehlt dies die gesetzgebe-
rische Zielrichtung des § 13b BauGB. Denn, wenn 
nach dieser Regelung lediglich die Entwicklung von 
Wohnbauflächen zulässig sein soll, setzt das voraus, 
dass in dem bereits vorhandenen Bebauungszu-
sammenhang die kommunalen Infrastrukturen auch 
für die neuen Wohnbauflächen vorhanden sind. 
Denn auf diese Weise ist sichergestellt, dass die 
Entwicklung von Wohnbauflächen in den Außenbe-
reich lediglich ,,moderat" erfolgt. Die Entwicklung 
ganzer Wohnquartiere mit einer neuen kommunalen 
Infrastruktur ist nach dem Wortlaut des § 13b BauGB 
gerade nicht beabsichtigt gewesen. Das verkennt die 
Planung der Stadt.  

Die gesetzlichen Voraussetzungen zur An-
wendung des § 13b BauGB werden vollum-
fänglich erfüllt. 

Wie in der Begründung auf Seite 6 ausge-
führt, bleibt die überbaubare Fläche und 
somit die zulässige Grundfläche im Sinne 
von § 19 Abs. 2 BauNVO unter dem festge-
setzten Schwellenwert von 10.000 qm, die 
zur Durchführung des § 13b BauGB nicht 
überschritten werden darf. 

Die Voraussetzung, dass die zu entwickeln-
de Fläche sich an im Zusammenhang be-
bauter Ortsteile anschließen muss, ist 
ebenfalls erfüllt. Genauere Ausführungen 
können der obenstehenden Abwägung 
hinsichtlich der Erweiterung in den Außen-
bereich bzw. dem „Absetzen“ vom beste-
henden Ortsteil entnommen werden. 

Die kommunalen Infrastrukturen in Form 
von Erschließungsanlagen, die für Wohn-
bauflächen erforderlich sind, liegen durch 
den umgebenden Bestand an Wohnquar-
tieren bereits vor. Der Kornblumenweg 
enthält bereits die entsprechenden Versor-
gungsleitungen. Dieser wird im Rahmen 
der Erschließung des Plangebietes in nörd-
liche Richtung weiter ausgebaut. 

Schließlich begegnet die Planung auch deshalb Be-
denken, da die Voraussetzungen nach § 13b Satz 1 i. 
V. m. § 13 Abs. 1 Satz 5 und § 1 Abs. 6 Nr. 7b BauGB 
überhaupt nicht geprüft wurden. Hierzu heißt es in 
der Planbegründung lediglich, dass im Geltungsbe-
reich des Plans keine ausgewiesenen oder geplanten 
Schutzgebiete nationalen, internationalen Rechts 
bzw. naturschutzfachliche Programme existierten 
(vgl. Planbegründung, Seite 24). Das ist bereits im 
Ansatz verfehlt, da es verkennt, dass mit der Planung 
selbstverständlich auch Fernwirkungen für die in § 1 
Abs. 6 Nr. 7b BauGB genannten Schutzgüter beste-
hen können. So können geschützte Tierarten in ei-
nem entsprechend geschützten Gebiet im Plangebiet 
gegebenenfalls ein Nahrungshabitat oder derglei-
chen finden. Das ist offensichtlich nicht geprüft wor-
den. Die natur- und artenschutzrechtlichen Stellung-
nahmen datieren aus den Jahren 2013/2014 und 

Es bestehen keine Anhaltspunkte für eine 
Beeinträchtigung der in § 1 Absatz 6 Num-
mer 7 BauGB genannten Schutzgüter und 
der Belange des Umweltschutzes, ein-
schließlich des Naturschutzes und der 
Landschaftspflege, insbesondere auf  

a. die Auswirkungen auf Tiere, Pflanzen, 
Fläche, Boden, Wasser, Luft, Klima und 
das Wirkungsgefüge zwischen ihnen 
sowie die Landschaft und die biologi-
sche Vielfalt, 

b. die Erhaltungsziele und der Schutz-
zweck der Natura 2000-Gebiete im 
Sinne des Bundesnaturschutzgesetzes 

Auf Seite 27 der Begründung erfolgt die 
Aussage, dass naturschutzspezifische 
Schutzgebiete und sonstige bedeutende 
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sind veraltet. Die Ortsbegehung im März und Juli 
2019 bezog sich offensichtlich allein auf die Erkun-
dung von Lebensstätten im Plangebiet. Das ist so in 
arten- und naturschutzrechtlicher Hinsicht völlig 
unzureichend. Wir regen an, die Planung von Grund 
auf zu überdenken. 

 

Objekte von der Planung nicht betroffen 
sind. Diese Aussage wurde auf Grundlage 
einer eingehenden Prüfung der genannten 
Fachplanungen und über eine Auswertung 
frei zugänglicher Umweltinformationen z.B. 
www.umweltkarten-niedersachsen.de 
getroffen. Die nächsten Natura 2000 oder 
sonstig relevanten Schutzgebiete sind ca. 6 
km vom Plangebiet entfernt. Die bemän-
gelte Überprüfung der Fernwirkungen des 
Vorhabens auf Natura 2000-Gebiete ent-
spricht nicht dem vom Gesetzesgeber ge-
wünschten verhältnismäßigen Untersu-
chungsaufwand in der Bauleitplanung. Der 
Argumentation folgend, müsste jedes Bau-
vorhaben im Stadtgebiet Vechta auf mögli-
che Fernwirkungen auf Natura 2000 Gebie-
te überprüft werden.  

Im ursprünglichen faunistischen Gutachten 
Stand 2013/14 wurden keine artenschutz-
rechtlichen Bedenken gegen eine geplante 
Bebauung erhoben. Der dazugehörige Bau-
leitplan wurde zwischenzeitlich realisiert. 
Die durch einen Sachverständigen durchge-
führten Begehungen dienten dazu, zu 
überprüfen, ob weitere Nutzungsverände-
rungen im Untersuchungsgebiet stattge-
funden haben. Hier lag der Fokus im Be-
reich der landwirtschaftlich genutzten Flä-
chen. Eine Umnutzung der bereits in 
2013/2014 festgestellten Ackerflächen z.B. 
in Grünland oder die Anlage von Hecken, 
Wegerandstreifen oder sonstigen ökolo-
gisch wertgebenden Strukturen wurde 
nicht festgestellt. Insofern kann eine Berei-
cherung der Artendiversität weitestgehend 
ausgeschlossen werden.   

 
 
Zudem werden noch eingegangene Fragen und Stellungnahmen aufgeführt, die von Bürgern 
bzw. den direkten Anwohnern am Kornblumenweg bzw. Sonnenblumenweg vorgetragen wur-
den. Eine angedachte Informationsveranstaltung für Bürger und Anwohner musste coronabe-
dingt im November 2020 ausfallen. Alternativ erfolgte eine Information im Rahmen einer Onli-
ne-Präsentation. Bereits im Vorfeld bzw. im Nachgang an diese Präsentation eingegangene Fra-
gen wurden dann in einer weiteren Präsentation auf der Homepage der Stadt Vechta beantwor-
tet. Zur Vervollständigung werden diese Eingaben, die unabhängig von der öffentlichen Ausle-
gung gemäß § 3 Abs.2 BauGB eingegangen sind, hier ebenfalls aufgeführt. 
 
 

Bürger 2 – Schreiben vom 01.01.2020 

http://www.umweltkarten-niedersachsen.de/
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Stellungnahme:   Prüfung: 

Vielen Dank für die Einladung zur Informationsver-
anstaltung rund um die Erweiterung am Kornblu-
menweg. 

 

Dieses Wochenende hatte ich zufällig Kontakt mit 
einem Bekannten, der seine rund 10.000 m² Be-
triebsgelände gerne veräußern würde. Mir kam die 
Idee, dass man dieses Gelände, welches in einem 
Mischgebiet an einer von Vechtas Ausfall-Strassen 
liegt, einem ähnlichen Zweck zuführen könnte. Die 
Idee dahinter ist natürlich, dass man das Vorhaben 
am Kornblumenweg dann moderater gestalten kann 
und weniger Wohneinheiten schaffen muss. Das 
wäre aus der Nachbarschaft unser Wunsch, da wir 
nicht sehen, dass zusätzliche 100 Wohneinheiten 
über die bestehende Straßen Struktur bedient wer-
den können. 

Derzeit herrscht auf dem Wohnungsmarkt 
in Vechta eine angespannte Situation. Zu-
dem stehen auch potenzielle Wohnbauflä-
chen der Stadt Vechta vielfach nicht zur 
Verfügung, da sie nicht im Besitz der Stadt 
sind. In diesem Falle bietet der Landkreis 
Vechta eigene Flächen für eine Wohnbau-
entwicklung an, welches auf Grund der 
angespannten Lage auf dem Wohnungs-
markt sehr zu begrüßen ist. Zudem ist die 
Fläche am Kornblumenweg für eine Wohn-
bebauung durch die zentrale Lage sowie 
generell durch die direkte Nähe zu den 
benachbarten Einrichtungen wie 
Schwimmbad, Schulzentrum und Kinder-
garten städtebaulich sehr gut geeignet, so 
dass die Planungen weiter fortgeführt 
wurden. 

 Bezüglich der verkehrlichen Situation am 
Kornblumenweg hat die Stadt Vechta ein 
Verkehrsgutachten in Auftrag gegeben, in 
dem für das Szenario mit dem geplanten 
Vorhaben eine Prognose über die Ver-
kehrsbelastung im Jahr 2033 prognostiziert 
wurde (Ingenieurbüro IST- Ingenieurbüro 
für Straßen- und Tiefbau, Schortens). 

Das Gutachten wurde ihm Rahmen der 
beiden öffentlichen Auslegungen gemäß § 
3 Abs. 2 und § 4a Abs. BauGB den Planun-
terlagen als Anlage beigefügt. 

Das Gutachten sagt aus, dass hinsichtlich 
der verkehrlichen Leistungsfähigkeiten 
sowie der Ausbauzustände, die Straßen 
und Knotenpunkte im Untersuchungsge-
biet geeignet sind, die verkehrlichen Ent-
wicklungen in Verbindungen mit der ge-
planten Wohnbauflächenneuentwicklung 
abzuwickeln. Daher sind in diesem Hinblick 
keine weiteren Maßnahmen notwendig. 
Die gutachterliche Empfehlung, die Bushal-
testellen am Lattweg aus dem Einmün-
dungsbereich des Kornblumenweges zu 
versetzen, um den einfahrenden Pkws in 
den Lattweg eine bessere Sicht und somit 
ein geringeres Gefahrenpotenzial zu er-
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möglichen, wird in die Planung integriert. 

Bei Interesse kann ich Sie beide gerne zusammen-
bringen! 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 

Bürger 2 – Schreiben vom 23.10.2020 

Stellungnahme:   Prüfung: 

Ich würde gerne wissen, ob es für das geplante 
Wohngebiet ein Verkehrskonzept gibt und wie die-
ses aussieht. Aktuell ist der Kornblumenweg relativ 
schmal, was dazu führt, dass entgegenkommende 
Autos teilweise auf den Bürgersteig ausweichen 
müssen, Müllabfuhr und PKW nebeneinander ist 
praktisch unmöglich ohne auszuweichen. Wenn nun 
die geplanten 90 (?!) Wohnungen gebaut werden, 
würde die Verkehrslast auf dem Kornblumenweg 
deutlich steigen. Ich kenne die durchschnittlichen 
Zahlen an Fahrzeugen pro Haushalt nicht, wenn ich 
in Vechta aber von einem Schnitt von 1 PKW pro 
Haushalt ausgehe, liege ich wahrscheinlich nicht 
völlig falsch. Wie stellt man sich also den Plan der 
Zu- und Abfahrt zum geplanten Wohngebiet vor und 
wie soll auch der Bauverkehr während der Bauphase 
laufen? Im Bereich Sonnenblumenweg sind sehr 
viele Kleinkinder, am Lattweg außerdem die Schüler 
und Kindergartenkinder. Ein Bauverkehr mit schwe-
ren Fahrzeugen ist dort im Grunde gar nicht möglich. 

Für den Bebauungsplan Nr. 169 wurde 
2018 ein Verkehrsgutachten vom Ingeni-
eurbüro IST- Ingenieurbüro für Straßen- 
und Tiefbau, Schortens erstellt, das den 
Unterlagen für die öffentlichen Ausle-
gungsverfahren beigefügt wurden. Ergänzt 
wurde das Gutachten durch einen Nach-
trag, aus dem Jahr 2021, welches eine zu-
sätzliche Verkehrssimulation am Knoten-
punkt Kornblumenweg/ Lattweg umfasste.  

Grundlage dieses Gutachtens ist eine teil-
weise verdichtete Wohnbauflächenent-
wicklung im nördlichen Teil des Kornblu-
menweges mit insgesamt 100 geplanten 
Wohnungen, die über den Lattweg er-
schlossen werden sollen. In dem Gutachten 
wurden in einer Prognoseberechnung die 
verkehrlichen Auswirkungen des geplanten 
Vorhabens, sowohl für den motorisierten 
als auch für den nicht motorisierten Ver-
kehr (Radfahrer und Fußgänger), unter-
sucht und bewertet. Es wurde dabei eine 
Knotenstromzählung an der Einmündung 
Kornblumenweg/ Lattweg an einem Nor-
malwerktag in der Zeit von 00.00 Uhr bis 
24.00 Uhr durchgeführt. Die erstellten 
Prognoseberechnungen beinhalten die 
Verkehrsbelastungen des Prognose-
Nullfalls (keine Entwicklung) zuzüglich der 
Abschätzungen für das geplante Baugebiet.  

Dabei wurde festgestellt, dass hinsichtlich 
der verkehrlichen Leistungsfähigkeit sowie 
der Ausbauzustände, die Straßen und Kno-
tenpunkte im Untersuchungsgebiet geeig-
net sind, die verkehrlichen Entwicklungen 
in Verbindung mit den geplanten Wohn-
bauflächen abzuwickeln. Daher sind in 
diesem Hinblick keine weiteren Maßnah-
men erforderlich. 

Die Bauverkehre werden voraussichtlich 
über den Kornblumenweg abgewickelt. 
Weitere Optionen liegen auf Grund man-
gelnder Flächenverfügbarkeiten nicht vor. 
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Dennoch erfolgt eine Prüfung im Rahmen 
der Planungen der Erschließungsarbeiten 
und kann abschließend zu diesem Zeit-
punkt auf Ebene der Bauleitplanung nicht 
erfolgen.  

Bürger 3 –  Schreiben vom 24.11.2020 

Stellungnahme:  Prüfung:  

ich freue mich, dass die Stadt Vechta bezahlbaren 
Wohnraum zur Verfügung stellt. 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 

 

Im Sinne der Nachhaltigkeit rege ich an, dass alle 
Gebäude mit einer PV-Anlage ausgestattet und über 
eine Wärmepumpe beheizt werden müssen. In der 
heutigen Zeit sollte vorgeschrieben werden, dass 
diese Gebäude mindestens dem KFW-Standart 40 
entsprechen. 

Wir haben selber 2017 in Telbrake, Vechta, gebaut 
und verfügen über ein solches System. 

Derzeit sieht das Bebauungskonzept für die 
Mehrfamilienhäuser vor, dass diese über 
eine Wärmepumpe beheizt werden und 
entsprechend dem KFW- Standard 40 ge-
baut werden. 

Eine weitere Regelungsmöglichkeit besteht 
auf Bebauungsplan-Ebene nicht. 

 

 

Die anfänglich höheren Mehrkosten werden durch 
die geringeren laufenden Kosten amortisiert. Dies 
trifft insbesondere bei den Mehrfamilienhäusern zu. 

Für ein kurzes Feedback bin ich ihnen dankbar. 

Die Hinweise werden zur Kenntnis ge-
nommen. 

 

Bürger 4 –  Schreiben vom 24.11.2020 

Stellungnahme:  Prüfung:  

Wir sind Eigentümer zweier Doppelhaushälften am 
Kornblumenweg und ab Frühjahr 2021 beziehe ich 
selbst eins der beiden Objekte. 

Deshalb stellen sich mir zum oben stehenden Thema 
folgende Fragen: 

 

1. Wann genau beginnen die Bauarbeiten und wie 
lange sollen diese gehen? Ich werde künftig Voll-
zeit aus dem Home Office arbeiten und da stellt 
sich mir natürlich die Frage, wie lange ich mit 
dem Baustellenlärm leben und vor allem arbei-
ten werde. 

Wann genau die Bauarbeiten beginnen 
werden, kann derzeit nicht gesagt werden. 
Nach Erlangung der Rechtskraft des Be-
bauungsplanes, werden die Erschließungs-
arbeiten des neuen Wohnquartieres vo-
rangetrieben. Des Weiteren müssen die 
Grundstücksflächen vergeben werden und 
die neuen Grundstückseigentümer müssen 
vorerst ihre Objektplanungen durchführen, 
bevor gebaut werden kann. Aus diesem 
Grund kann zu diesem Zeitpunkt keine 
genaue Aussage gegeben werden, wann 
mit einem Baubeginn zu rechnen ist. Glei-
ches gilt für die Beantwortung der Frage, 
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wie lange die Bauarbeiten andauern wer-
den. 

2. Wo wird die Baustellenzufahrt sein? Der Korn-
blumenweg ist vor einigen Jahren erneuert wor-
den. Wenn da jetzt über Monate das gesamte 
Material und alle Gerätschaften durchgefahren 
werden, ist die Straße gleich wieder baufällig. 
Wird die Zufahrt vom Visbeker Damm aus sein? 
Dies wäre unter Umständen auch eine Lärm-
Erleichterung für die Anwohner. 

Eine Zufahrt über den Visbeker Damm als 
Baustellenzufahrt ist leider nicht möglich, 
da die Stadt Vechta nicht über die entspre-
chenden Flächen verfügen kann, da sich 
diese nicht im städtischen Besitz befinden. 
Weitere Optionen liegen ebenfalls auf 
Grund mangelnder Flächenverfügbarkeiten 
nicht vor Die Bauverkehre werden voraus-
sichtlich über den Kornblumenweg abge-
wickelt. Dennoch erfolgt eine Prüfung im 
Rahmen der Planungen der Erschließungs-
arbeiten und kann abschließend zu diesem 
Zeitpunkt auf Ebene der Bauleitplanung 
nicht erfolgen. 

Vor und nach der Bauphase werden die 
Straßen auf mögliche Schäden durch den 
Baustellenverkehr im Rahmen eines Be-
weissicherungsverfahrens überprüft.  

3. Wenn ich das richtig verstehe, sind die Mietob-
jekte weitestgehend für Menschen mit geringem 
oder keinem festen Einkommen gedacht. Was 
gedenkt die Stadt zu tun, damit die Gegend dort 
nicht zum nächsten sozialen Brennpunkt wird? 

Ich habe schon von mehreren Seiten den Ver-
gleich zu Vechtas Stresemannstraße gehört. 
Müssen wir uns hier Sorgen machen? Wie wird 
das Auswahlverfahren der künftigen Anwohner 
sein? Wird es andere Sicherheitsvorkehrungen 
geben? 
Ich bin alleinstehend und durch meinen Hund 
viel im Dunkeln draußen unterwegs (vor allem in 
den Herbst-/Wintermonaten). Möchte dann un-
gerne Angst haben müssen, wenn ich Gassi gehe. 
Und nein, der Kleine geht leider nicht als Wach-
hund durch. 

Bitte verstehen Sie mich nicht falsch: ich möchte 
hier Menschen mit geringem oder keinem Ein-
kommen nicht grundlegend als kriminell pau-
schalisieren. Das liegt mir völlig fern. 

Dennoch ist es nicht von der Hand zu weisen, 
dass es in diesen Vierteln meist etwas "wüster" 
zugeht, als in Vierteln mit einer etwas breiter 
aufgestellten Einkommensstruktur. 

 Ich hoffe, Sie können meine Bedenken ein wenig 
nachvollziehen und freue mich über eine Ant-
wort.  

Auf Ebene der Bauleitplanung kann eine 
genaue Vergabe der Flächen an Investoren 
und entsprechende Kriterien zur Vergabe 
der zu entstehenden Wohnungen noch 
nicht geregelt werden. Die Flächen sind 
derzeit im Eigentum des Landkreises 
Vechta. Dieser wird auch die Vergabe der 
Grundstücke durchführen. Natürlich wer-
den den Investoren Kriterien zur Vergabe 
der zu entstehenden Wohnungen gegeben. 
Es kann vorab bestätigt werden, dass ein 
Großteil der Wohnungen in den Mehrfami-
lienhäusern an Personen mit einem Wohn-
berechtigungsschein vergeben werden.  

Vor dem Hintergrund, dass die Entstehung 
eines sozialen Brennpunktes befürchtet 
wird, soll hier noch einmal dargestellt wer-
den, welche Personengruppen zu einem 
Wohnberechtigungsschein berechtigt sind: 
Man unterscheidet bei den Wohnberechti-
gungsscheinen zwischen zwei Einkom-
mensgruppen: 

Wohnberechtigungsschein 1:  
Der unteren Einkommensgruppe wie z.B. 
Verkäufer/innen, Friseur/innen, Bä-
cker/innen und auch den Beziehern/innen 
von Arbeitslosengeld II und Wohngeld 

Wohnberechtigungsschein 2:  
Der mittleren Einkommensgruppe wie z.B. 
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 Verwaltungsangestellte, Handwer-
ker/innen, Altenpfleger- oder Kranken-
schwester 
 
Aufgrund dieser Kriterien ist die oben ge-
nannte Befürchtung, der Entstehung eines 
sozialen Brennpunktes, absolut nichtzutref-
fend.  

Bürger 5 –  Schreiben vom 10.11.2020 

Stellungnahme:  Prüfung:  

Erst einmal möchte ich Ihnen mitteilen, dass ich ei-
nerseits durchaus nachvollziehen kann, dass die 
Informationsveranstaltung zu dem Wohngebiet ab-
gesagt wurde. Einerseits.... Andererseits muss ich 
sagen, kann ich die Entscheidung nicht ganz nach-
vollziehen. Natürlich sind die Zahlen sehr hoch, aber 
mal ganz ehrlich. Wäre es nicht machbar gewesen, in 
der Ludgerusschule einen Raum zu finden, in dem 
man die Veranstaltung unter Hygienemaßnahmen 
hätte stattfinden lassen können? Ich denke, man 
hätte auch dort die Hände zu Beginn desinfizieren 
können, die Stühle auf Abstand stellen und den 
Abend mit Maske sowohl als Teilnehmer, als auch als 
Veranstalter halten können. So sieht mittlerweile 
jeder Berufsalltag aus. Da machen die ein - zwei 
Stunden auch nichts mehr aus. Und genau aus dieser 
Sicht kann ich die Entscheidung nicht nachvollziehen. 

Des Weiteren verstehe ich nicht, warum man die 
Präsentation erst eine Woche später sehen kann, 
wenn diese doch Gegenstand für den heutigen 
Abend gewesen wäre.  

Aber gut, komme ich zu meinen Fragen. 

Die Hinweise wurden zur Kenntnis ge-
nommen 

1. Warum dieses neue Baugebiet? 
Ja, Vechta bekommt immer mehr Zulauf und die 
Leute möchten/wollen/sollen Platz zum Leben und 
Wohnen haben. Und ja, einigen von denen kommt 
der bezahlbare Wohnraum bestimmt entgegen.  
 
Aber mal ganz ehrlich. Zurzeit entstehen überall 
neue Häuser, Siedlungen, Bauabschnitte. Reichen 
diese wirklich nicht aus?  

 

Aufgrund der Entwicklung der Einwohner-
zahlen in der Stadt Vechta ist auch zukünf-
tig mit einer wachsenden Bevölkerung zu 
rechnen. Dies zeigt sich unter anderem 
darin, dass die Nachfrage nach zentral ge-
legenem, aber auch bezahlbarem Wohn-
raum, derzeit immer noch größer ist, als 
das Angebot. Eine von der Stadt Vechta 
beauftragte und vom ALP – Institiut für 
Wohnen und Stadtentwicklung im Jahr 
2020 durchgeführte Wohnungsmarktanaly-
se und -prognose belegt diese Tatsache. 

Deshalb ist die Ausweisung neuer Bauge-
biete zur Schaffung von zusätzlichem 
Wohnraum für verschiedene Wohnformen 
eine zentrale Aufgabe der Stadt Vechta. 



Seite 24 von 50 

Muss immer mehr freie Grünfläche dafür hergege-
ben werden?  

Gemäß § 1a BauGB ist die Stadt Vechta 
selbstverständlich angehalten, sparsam mit 
Grund und Boden umzugehen. Dabei sind 
zur Verringerung der zusätzlichen Inan-
spruchnahme von Flächen für bauliche 
Nutzungen die Möglichkeiten der Entwick-
lung der Gemeinde insbesondere durch 
Wiedernutzbarmachung von Flächen, 
Nachverdichtung und andere Maßnahmen 
zur Innenentwicklung zu nutzen. Diese 
ergänzenden Vorschriften zum Umwelt-
schutz gemäß § 1a BauGB berücksichtigt 
die Stadt Vechta in der Bauleitplanung. Die 
oben beschriebene Wohnungsmarktanaly-
se belegt, dass weiterhin eine große Nach-
frage auf dem Wohnungsmarkt besteht. 
Die Stadt Vechta kann diese Nachfrage 
durch Nachverdichtungsprojekte oder 
durch Maßnahmen der Innenentwicklung 
alleine nicht bedienen.  

Die Ausweisung neuer Bauflächen ist er-
forderlich. Mit der Eingriffsregelung gemäß 
§§ 14 und 15 BNatSchG sollen allerdings 
nicht vermeidbare Eingriffe durch Maß-
nahmen des Naturschutzes ausgeglichen 
werden. 

In Bezug auf das geplante Wohnprojekt am 
Kornblumenweg wird in der Begründung 
zum Bebauungsplan Nr. 169 unter Punkt 8 
beschrieben, dass eine grundsätzliche 
Vermeidung des Eingriffes städtebaulich 
nicht sinnvoll ist, denn der Standort ist aus 
städtebaulicher Sicht ohne gleichwertige 
Alternative. Der Eingriff kann durch geeig-
nete Maßnahmen minimiert werden. 

Was ist mit den ganzen Baulücken, die es angeblich 
geben soll und was ist mit den älteren Häusern, die 
in den nächsten Jahren frei werden oder jetzt schon 
frei sind, abgerissen werden und auf deren Grund-
stück ein Mehrfamilienhaus gebaut wird. Wie viele 
Wohnungen sind denn da bezahlbarer Wohnraum?  

Warum kann man das nicht auch dort zwischen-
durch zur Auflage machen? Wie sieht es denn bei 
den Bauabschnitten in Telbrake/Oythe oder auf dem 
Hagen aus? Wo ist dort der bezahlbare Wohnraum? 
Wurde er dort überhaupt berücksichtigt?? Ich kann 
mich nicht erinnern, dass dieses im ersten Abschnitt 
in Telbrake überhaupt in Erwägung gezogen worden 
ist und ich kann mir beim besten Willen nicht vor-

Die Stadt kann privaten Investoren nur 
dann Auflagen bezüglich der Schaffung von 
bezahlbarem Wohnraum aufgeben, wenn 
diese über einen Bebauungsplan und einen 
diesbezüglich städtebaulichen Vertrag öf-
fentlich-rechtlich geregelt werden, wie zum 
Beispiel im Neubaugebiet Hagen (Reihen-
häuser), in Telbrake oder in Langförden. 
Dann hat die Stadt die Möglichkeit, eine 
Regelung bezüglich der Mietpreise pro qm 
festzusetzen. Hiervon wurde in den ver-
gangenen Jahren mehrfach Gebrauch ge-
macht. 
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stellen, dass es nicht auch schon zu der Zeit Men-
schen gab, die dieses hätten gut gebrauchen kön-
nen. 

2. Warum ausgerechnet an dieser Stelle? 
Klar, die Fläche bietet sich gut an, da sie schön zent-
ral liegt. Aber haben Sie auch die Erweiterung der 
Schule und des Kindergartens bedacht? Meines Er-
achtens nicht wirklich.   
 
 
 

Um der Entwicklung der Stadt Vechta ge-
recht zu werden, muss die Stadt Vechta 
zunehmend Flächen für die Wohnraum-
entwicklung bereitstellen. Die Fläche am 
Kornblumenweg befindet sich im Eigentum 
des Landkreises Vechta. 

Andere freie Flächen, wie beispielsweise 
viele Baulücken in Vechta, befinden sich im 
Privatbesitz und sind aufgrund der gerin-
gen Verkaufsbereitschaft nicht zugänglich 
für eine städtebauliche Entwicklung.  

Die Fläche befindet sich in zentraler Lage 
der Stadt Vechta und eignet sich aufgrund 
der Nähe zu den Bildungseinrichtungen, 
wie der Overbergschule, der Ludgerus-
Schule und dem Kindergarten „Maria-
Frieden“ sowie den Freizeitangeboten (Hal-
len- und Wellenbad, BMX-Bahn und Ten-
nishalle) und dem Nahversorgungsangebot 
besonders für Familien mit Kindern.  

Darüber hinaus besteht eine günstige ver-
kehrliche Anbindung für Erwerbstätige 

In wie weit haben diese Einrichtungen denn noch die 
Möglichkeit auf eine Vergrößerung? Durch ein neues 
Baugebiet kommen mehr Familien. Nicht alle, die 
dort wohnen werden, sind Singel, Alleinstehend 
oder Kinderlos. Auch hier werden Kinder leben, die 
schulpflichtig sind und ein Recht auf einen Kinder-
gartenplatz haben. Wo sollen diese Kinder aufge-
nommen werden? Soll man den Eltern später mittei-
len, dass sie zwar neben einer Kindertagesstätte 
wohnen, diese aber kein Platz für die Kinder hat und 
sie deshalb doch bitte ihr Kind ans andere Ende von 
Vechta bringen müssen? Selbst der Hort an der 
Overbergschule wird ausquartiert, die Kinder zurzeit 
in Containern betreut, bis ein neuer Platz dafür ge-
funden wird. Wo soll dieser denn sein? 

Und auch die Schule muss unter Umständen Kinder 
aus dem Wohngebiet aufnehmen. In Vechta gibt es 
nun einmal neben der Ludgerusschule nur die Ge-
schwister Scholl Schule, die Schüler mit einem 
Haupt- oder Realschulniveau aufnehmen kann. Und 
die Geschwister Scholl Schule kann sich nun wirklich 
bautechnisch nicht mehr vergrößern. Und es kann 
auch nicht Sinn einer Schulgemeinschaft sein, Klas-
sen und Lehrer in anderen Gebäuden unter zu brin-

Im Bebauungsplanentwurf wird im Süden 
des Plangebietes eine Gemeinbedarfsflä-
che festgesetzt. Diese soll die bereits reali-
sierte Erweiterung des bestehenden Kin-
dergartens Maria Frieden planungsrecht-
lich absichern. Neben der Erweiterung der 
Krippengruppe sind an diesem Standort 
keine Erweiterungen möglich.  

Aufgrund der städtebaulichen Entwicklung, 
wie der Ausweisung des neuen Wohnge-
bietes am Kornblumenweg, ist jedoch zu-
sätzlich eine Kindertagesstätte in Bergstrup 
und am Visbeker Damm zwischen Wind-
mühlenweg und Wilhelm-Busch-Straße in 
Planung, um den zukünftigen Bedarf abzu-
decken.  

 

Die schwierige Situation der Ludgerus 
Schule ist der Stadt Vechta bekannt. Eine 
Erweiterung der Lugerus Schule an diesem 
Standort ist nicht möglich und auch nicht 
geplant. Dennoch wird an einer Alternative 
für die beschriebene Problematik gearbei-
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gen, nur um eine Beschulung zu ermöglichen tet. 

 

3. Integration 
Vielleicht habe ich die bisherigen Pläne und Artikel 
alle falsch verstanden. Aber soll es nicht so ausse-
hen, dass erst ein paar Einfamilienhäuser kommen, 
dann Reihenhäuser, ein Rückhaltebecken und dann 
die Mehrfamilienhäuser? Wo ist denn dort die In-
tegration der, wie soll ich sagen, sozialschwächeren 
Mieter gegeben, die den bezahlbaren Wohnraum 
benötigen? Werden diese nicht wieder in einen 
"Komplex" gepackt? Ist es im Sinne der Integration 
nicht sinnvoller, dass man zwischen Einfamilienhäu-
sern ein Mehrparteienhaus mit ca. vier Wohnungen 
baut?  

 

Durch die Planung wird ein breites Wohn-
angebot zur Verfügung gestellt werden, 
welches durch verschiedene Personen-
gruppen nachgefragt werden wird. Es wird 
kein Quartier für ausschließlich sozial 
schwächere Personengruppen entstehen, 
sondern durch das Angebot der verschie-
denen Wohnformen eine soziale Durchmi-
schung erreicht.  

Weiterhin schließt das Quartier an beste-
hende Siedlungsstrukturen an. Im Osten 
grenzen Gemeinbedarfseinrichtungen wie 
der Kindergarten und die Kinderkrippe 
sowie die Ludgerusschule an. Zudem kann 
hier immer noch von einer integrierten 
städtebaulichen zentralen Lage gesprochen 
werden. Eine Ausgrenzung des neuen 
Wohngebietes erfolgt nicht. 

Müssen die Mehrfamilienhäuser so viele Wohnun-
gen haben? Denken sie nicht, dass dann da auch 
schnell ein negativer Ruf unter den Mitbürgern ent-
stehen kann? Und hier würden dann auch die Baulü-
cken, bzw. die ganzen Grundstücke ins Spiel kom-
men, bei denen die alten Häuser abgerissen und 
Mehrparteienhäuser gebaut werden. 

Die Vergabe der Grundstücke erfolgt über 
den Landkreis Vechta. Es sollen jedoch 
verschiedene Wohnungsgrößen für unter-
schiedliche Nachfragegruppen angeboten 
werden, wie Senioren oder Familien, 
wodurch eine soziale Durchmischung er-
zielt wird.   
 

4. Wie soll der bezahlbare Wohnraum aussehen 
und nach welchen Kriterien werden die Woh-
nungen in den Reihen- und Mehrfamilienhäuser 
verteilt? 

 

Auf Ebene der Bauleitplanung kann eine 
genaue Vergabe der Flächen an Investoren 
und entsprechende Kriterien zur Vergabe 
der zu entstehenden Wohnungen noch 
nicht geregelt werden. Die Flächen sind 
derzeit im Eigentum des Landkreises 
Vechta. Dieser wird auch die Vergabe der 
Grundstücke durchführen. Natürlich wer-
den den Investoren Kriterien zur Vergabe 
der zu entstehenden Wohnungen gegeben. 
Es kann vorab bestätigt werden, dass ein 
Großteil der Wohnungen in den Mehrfami-
lienhäusern an Personen mit einem Wohn-
berechtigungsschein vergeben werden.  

Bürger 6 – Schreiben vom 31.10.2020 

Stellungnahme:  Prüfung:  

 Ich habe auch noch eine generelle Frage zu 
dem betreffenden Wohngebiet östlich des Kornblu-
menwegs. 

Derzeit ist der Kornblumenweg bis auf Hö-
he der Einmündung „Sonnenblumenweg“ 
ausgebaut. Der Kornblumenweg wird somit 
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Wie sieht das mit dem Ausbau des Kornblumenwegs 
aus? 

Wird der Bauträger/Investor die Kosten hierfür 
komplett tragen oder ist geplant die Kosten anteilig 
auch auf die (Flächen-) Anlieger des auszubauenden 
Bereichs zu übertragen? 

Wenn geplant ist, dass die Anlieger hier zur Kasse 
gebeten werden sollen, in welchem Rahmen? 

Diese Frage ist für mich als direkter Anlieger (land-
wirtschaftliche Fläche) von großer Wichtigkeit. 

Ich habe durch das neue Baugebiet nur Nachteile 
(Verkehrsaufkommen, Lärm etc.) und möchte daher 
zumindest die Bestätigung haben, dass keinerlei 
zusätzliche Kosten auf mich zukommen. 

in nördliche Richtung weiter ausgebaut. 
Der bestehende Weg ist derzeit ein unbe-
festigter Weg.   

Derzeit werden vertragliche Regelungen 
hinsichtlich der Kosten der Erschließung 
mit dem Landkreis Vechta erarbeitet und 
geprüft.  

Auf Ebene der Bauleitplanung kann keine 
Regelung erfolgen. Die Frage ist unabhän-
gig von der hier behandelten Bauleitpla-
nung an die Stadt Vechta (Fachdienst Stra-
ßenbau und Grünflächen) zu stellen. 

Von wo wird die Hauptzufahrt zu diesem Baugebiet 
erfolgen? 

Die verkehrliche Erschließung ist konzepti-
onell so vorgesehen, dass die Erschließung 
der geplanten Wohnbauflächen über den 
Kornblumenweg erfolgt, der an den Latt-
weg angebunden ist.  

Die Grundstücke, auf denen die Doppel- 
und Einfamilienhäuser entstehen, werden 
direkt vom Kornblumenweg erschlossen. 
Für die Reihenhäuser erfolgt eine Erschlie-
ßung über eine vom Kornblumenweg ab-
zweigende Wohnstraße. Gleiches gilt für 
die Erschließung der Mehrfamilienhaus-
grundstücke.  

Bürger 7 – Schreiben vom 28.10.2020 

Stellungnahme:   Prüfung: 

vielen Dank für die Einladung zur Informationsveran-
staltung am 10.11.2020, zu der ich mich anmelden 
möchte. 

 

Als Anwohnerin/Eigentümerin Kornblumenweg XX 
und Eigentümerin des Eckgrundstückes am Lattweg 
Kornblumenweg möchte ich meine erheblichen Be-
denken wegen der geplanten verkehrstechnischen 
Anbindung des Bauvorhabens an den Kornblumen-
weg mitteilen. Mit dem zu erwartenden Verkehrs-
aufkommen bei ca. 100 Wohneinheiten ist die Stra-
ße völlig überlastet. Bislang hat sie Sackgassencha-
rakter, entsprechend wurde die Fahrbahnbreite von 
etwa 5m mit einseitigem Bürgersteig vor dreizehn 
Jahren angelegt. Gefährlich ist das Auf- und Abbie-
gen auf den viel befahrenen Lattweg. Spürbar erhöht 

Für den Bebauungsplan Nr. 169 wurde 
2018 ein Verkehrsgutachten vom Ingeni-
eurbüro IST- Ingenieurbüro für Straßen- 
und Tiefbau, Schortens erstellt, das den 
Unterlagen für das öffentliche Auslegungs-
verfahren beigefügt wurde. Grundlage 
dieses Gutachtens ist eine teilweise ver-
dichtete Wohnbauflächenentwicklung im 
nördlichen Teil des Kornblumenweges mit 
insgesamt 100 geplanten Wohnungen, die 
über den Lattweg erschlossen werden sol-
len. In dem Gutachten wurden in einer 
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hat sich bereits das Verkehrsaufkommen durch das 
Neubaugebiet am Sonnenblumenweg mit 16 
Wohneinheiten. Benachbarte öffentliche Einrichtun-
gen wie Kindergarten, Schulzentrum Nord, Sport-
stätten, Schwimmbad müssen bei der Verkehrsfüh-
rung berücksichtigt werden. Kinder, Jugendliche 
befahren mit den Rädern beidseitig die Bürgersteige, 
so dass größte Vorsicht beim Verlassen des Korn-
blumenweges geboten ist, um die Passanten nicht zu 
gefährden. Außerdem befinden sich an der Kreuzung 
die Haltestellen für den Schüler- und Stadtbus. 
 
 

Prognoseberechnung die verkehrlichen 
Auswirkungen des geplanten Vorhabens, 
sowohl für den motorisierten als auch für 
den nicht motorisierten Verkehr (Radfahrer 
und Fußgänger), untersucht und bewertet. 
Es wurde dabei eine Knotenstromzählung 
an der Einmündung Kornblumenweg/ 
Lattweg an einem Normalwerktag in der 
Zeit von 00.00 Uhr bis 24.00 Uhr durchge-
führt. Die erstellten Prognoseberechnun-
gen beinhalten die Verkehrsbelastungen 
des Prognose-Nullfalls (keine Entwicklung) 
zuzüglich der Abschätzungen für das ge-
plante Baugebiet.  

Dabei wurde festgestellt, dass hinsichtlich 
der verkehrlichen Leistungsfähigkeit sowie 
der Ausbauzustände, die Straßen und Kno-
tenpunkte im Untersuchungsgebiet geeig-
net sind, die verkehrlichen Entwicklungen 
in Verbindung mit den geplanten Wohn-
bauflächen abzuwickeln. Daher sind in 
diesem Hinblick keine weiteren Maßnah-
men erforderlich. 

Eine zusätzlich beauftrage Simulation der 
verkehrlichen Belastung des Knotenpunk-
tes Lattweg/ Kornblumenweg zur vormit-
täglichen Spitzenstunde 7:15 Uhr – 8:15 
Uhr (unter Berücksichtigung des Bestandes 
und des neuen Vorhabens mit ca. 100 
Wohneinheiten) macht deutlich, dass es 
auch durch das geplante Vorhaben zu kei-
ner Überlastung der Straßen führt.  

Gleichwohl ist vorgesehen, den Einmün-
dungsbereich des Kornblumenweges auf 
den Lattweg so umzugestalten, dass insbe-
sondere den Belangen der schwächeren 
Verkehrsteilnehmer Rechnung getragen 
wird. 

Ungeklärt ist das erhöhte Verkehrsaufkommen 
durch Parkplatzbesucher bei Großveranstaltungen 
auf dem Stoppelmarktgelände, die sich durch das 
Nadelöhr Kornblumenweg zum Lattweg zwängen. 
Die bisherige Einbahnstraßenregelung bei Anlässen 
wie dem "Stoppelmarkt" ist dann ausgeschlossen. 

Die Einbahnstraßenregelung auf dem 
Kornblumenweg zum Zeitpunkt des Stop-
pelmarktes kann nicht auf Ebene der Bau-
leitplanung geklärt werden. Eine Überprü-
fung wird durch die Untere Verkehrsbe-
hörde stattfinden. 

Die Erschließung und Verkehrsanbindung sollte über 
den gut ausgebauten Visbeker Damm erfolgen, da 
Richtung Stoppelmarkt bereits ein landwirtschaftli-
cher Genossenschaftsweg existiert, der von Anwoh-
nern zunehmend genutzt wird, um dem Verkehrs-

Aktuell gibt es keine Möglichkeit eine Er-
schließung über den Visbeker Damm her-
zustellen. Sollte sich zu einem späteren 
Zeitpunkt durch die Verfügbarkeit der er-
forderlichen Flächen diese Möglichkeit 
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chaos auf dem Lattweg zu entgehen. ergeben, soll diese Verbindung hergestellt 
werden. 

Bürger 8 – Schreiben vom 16.12.2020 

Stellungnahme:  Prüfung:  

Vielen Dank für die Bereitstellung des Videos zur 
Konzeptvorstellung „Ausbau der Siedlung am Korn-
blumenweg“. 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 

In unseren Augen hat das Konzept diverse Mängel, 
die ich Ihnen hier in einer Sammlung von Meinungen 
übermittle. Das Vorhaben wird von uns als vollkom-
men überdimensioniert - mit der Gefahr auf Dauer 
einen sozialen Brennpunkt zu schaffen - bewertet. 
Man verschließt hier die Augen vor bereits gemach-
ten negativen Erfahrungen, weil man es in den letz-
ten Jahren versäumt hat, den wichtigen sozialen 
Wohnungsbau breit aufzustellen. Nun will man „auf 
Teufel komm raus“ Versäumtes nachholen. Ange-
drohte Strafen des Landes/ Bundes scheinen hier zu 
wirken. 

Die Hinweise werden zur Kenntnis ge-
nommen und die untenstehenden gesam-
melten Kritikpunkte nachfolgend abgewo-
gen. 

Das Konzept der Kombination aus altengerechten 
Wohnen und sozialem Wohnungsbau ist ja gut, es 
sei aber die Frage zu stellen und kritisch zu hinter-
fragen, ob dieses Konzept bereits in anderen Ge-
meinden positiv umgesetzt wurde bzw. ob es in 
Vechta bereits konkrete Anfragen gibt. Ich sehe die-
sen Punkt kritisch! Jemanden aus einer gewachse-
nen Siedlung herauszuholen, geht nur durch ein 
hochwertiges (dabei aber nicht unbedingt teures) 
Konzept! Es geht um Naturnähe, ruhige Umgebung 
etc.  

Auf Ebene der Bauleitplanung können noch 
keine Regelungen getroffen, in welcher Art 
eine Vergabe von Grundstücken bzw. die 
nachfolgende Vergabe der Wohnungen 
erfolgen wird. 

Weiter: Haben Sie schon mal eine Bank gefragt, wer 
bei einem Familieneinkommen von 45.000€ ein 
Muster-Reihenhaus von 100m² und gedeckelter 
Kosten von 2.300€/m² = 230.000€ finanziert be-
kommt? Das ist doch arg sportlich! Eine Ausweitung 
auf bis zu 60.000€ Familieneinkommen wäre sinn-
voll. Die Frage ist, ob vor diesem Hintergrund eine 
gute Durchmischung aus Mietern und Eigentümern 
stattfindet, damit die Siedlung homogen funktio-
niert. 

Die Festlegung von genauen Vergabekrite-
rien kann nicht auf Ebene der Bauleitpla-
nung erfolgen. Die Vergabe der Grundstü-
cke erfolgt über den Landkreis Vechta. Es 
sollen jedoch verschiedene Wohnungsgrö-
ßen für unterschiedliche Nachfragegrup-
pen angeboten werden. Zudem werden 
sowohl Vermietungsobjekte entstehen, als 
auch Objekte, die in selbstgenutztes Eigen-
tum übergehen. Es werden dabei bspw. 
sowohl Senioren als auch Familien ange-
sprochen, wodurch eine soziale Durchmi-
schung erzielt wird.   

Ich möchte betonen, und das wird aus den Ausfüh-
rungen hoffentlich deutlich, dass wir nicht de facto 
gegen den Bau einer Siedlung mit sozialen Vorzei-

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
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chen sind. 

Dieses Vorhaben ist in der aktuellen Planung aber so 
weder nachhaltig noch sozial, weil es nicht integriert, 
sondern ausgrenzt. Dem Vorhaben werden wir des-
halb entgegenstehen. 

Die Stadt Vechta verweist auf die unten-
stehenden Ausführungen zur sozialen 
Durchmischung. Durch das zu entstehende 
Angebot von sehr unterschiedlichen Wohn-
formen, kann eine soziale Durchmischung 
erzielt werden. Eine Integration in das be-
stehende Quartier kann somit auch gesi-
chert werden. 

Gerne sind wir – auch von Seiten der Politik – für 
Gespräche bereit. 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 

Hier nun die Sammlung der Meinungen: 

Sammlung Meinungen Anwohner Kornblumenweg/ 
Sonnenblumenweg 

 

- Lärmemission: Wie wurde vermessen? Wo standen 
die Messsonden und über welchen Zeitraum wurde 
die Messung vollzogen? Wurde die Stoppelmarkts-
zeit eingerechnet? Bislang wird in dem Video nur 
von einem Konzept geredet.  

Bei dem Bebauungsplan B154 / Sonnenblumenweg 
gab es drei Messwagen, welche über den Stoppel-
marktszeitraum im August platziert wurden. Zudem 
wurde für die Breite von 40m am Visbeker Damm 
(Bereich Krogmann/Mietshaus eine Messung aufge-
nommen.  

Im Jahre 2009 wurde ein Lärmgutachten für die Aus-
fahrtstrasse Visbeker Damm aufgenommen. Dieses 
wurde nicht für die Bebauung des Sonnenblumen-
wegs im Jahr 2014 hinzugezogen. Hier musste ein 
weiteres Lärmgutachten beauftragt werden. Kosten-
punkt 12.500€. Ohne dieses Gutachten konnte die 
Erschließung nicht erfolgen. 

 

Im Rahmen der Bauleitplanung wurde die 
schalltechnische Verträglichkeit des Vorha-
bens im Hinblick auf die außerhalb des 
Plangebietes bestehenden Emissionsquel-
len (Freizeit/ Sport) durch einen anerkann-
ten Gutachter geprüft. Das Gutachten zum 
Immissionsschutz wurde durch das Büro 
Normec Uppenkamp und Partner, Sachver-
ständige für Immissionsschutz, Ahaus er-
stellt. Vorgenommen wurde eine Beurtei-
lung der Freizeitlärmeinwirkungen durch 
den nördlich des Plangebietes befindlichen 
Stoppelmarkt sowie der Sportlärmeinwir-
kungen durch die östlich des Plangebietes 
befindlichen Sportanlagen (Hallen- und 
Wellenbad Vechta, Tennis- und Squashpark 
Vechta sowie die BMX-Anlage) auf das 
Plangebiet.  Eine Betrachtung der schall-
technischen Auswirkungen des Straßenver-
kehrs erfolgt nicht, da die Straßen „Latt-
weg“ und „Visbeker Damm“ auf Grund der 
Entfernung zum Plangebiet nicht als rele-
vante Emmissionsquelle anzusehen sind.  

Für den Sportlärm zeigen die Untersu-
chungsergebnisse, dass die geltenden Im-
missionsrichtwerte zur Tageszeit bzw. in 
den tageszeitlichen Ruhezeiten eingehalten 
bzw. unterschritten werden. Lediglich in 
Abhängigkeit der Nutzungsintensität des 
Freibades (Vollauslastung des Freibades bei 
über einer Stunde innerhalb der morgend-
lichen Ruhezeiten, von 7:00 bis 8:00 Uhr 
und an Sonntagen von (8:00 bis 9:00 Uhr) 
kann an einem Immissionsort Überschrei-
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tungen von bis zu 2 dB(A) prognostiziert 
werden. 

Da dieser Fall in der Realität aber nicht 
eintreten wird, ist eine diesbezügliche Re-
gelung nicht erforderlich.  

Als Ergebnis für den Freizeitlärm (durch 
den Stoppelmarkt verursachten Lärm) zeigt 
sich, dass für die geplante Wohnbebauung 
Überschreitungen der Immissionsrichtwer-
te durch Freizeitlärm (Stoppelmarkt) im 
Nachtzeitraum vorliegen. Die Überschrei-
tungen liegen dennoch im Rahmen, dass 
die gemäß 7.2 der TA Lärm genannten Vo-
raussetzungen für seltene Ereignisse erfüllt 
werden.  

Für die Einwirkungen, die sowohl durch 
den Sportlärm als auch den Freizeitlärm 
verursacht werden, sind Minderungsmaß-
nahmen vorgeschlagen worden, die in 
Form von Festsetzungen in den Bebau-
ungsplanentwurf aufgenommen wurden.  

Ergänzend kann aufgeführt werden, dass 
zur Ermittlung der durch den Stoppelmarkt 
verursachten Schallimmissionen und deren 
Auswirkungen auf Daten einer Langzeit-
messung zurückgegriffen wurde, die an 
den Stoppelmarktstagen im August 2012 
durchgeführt wurde.  Im Rahmen dieser 
Langzeitmessung wurden drei Messpunkte 
im süd- bis südwestlichen Bereich des 
Stoppelmarktes in Abständen von ca. 
400m, ca. 500m und ca. 650m eingerichtet. 

- Einhaltung des Bauteppichs zur Randbebauung der 
Ludgers-Schule. Hier muss ein Lärmschutzbereich 
von sicherlich +10m eingehalten werden, um den 
starken Kinder/Schullärm zu dämmen! Gerade in 
Bezug auf die Schichtarbeiter in den unteren Arbei-
terklassen mit einem Gehaltsgefüge von <45 Tsd. 
Euro. Jeder Bürger der Stadt hat ein Recht auf Lärm-
schutz. Auch anschließend an dem Sicherheitsab-
stand sollte der Bebauungsplan mit einem Staffelge-
schoß beginnen. Mietshäuser mit 3 Staffelgeschos-
sen sind hier nicht die Lösung. 

Viele Gemeinden, wie auch die Stadt 
Vechta, stellen eine zunehmende Empfind-
samkeit gegenüber Kinderlärm fest. Der 
Lärm von Kindern und Jugendlichen unter-
scheidet sich dabei von den anlagenbezo-
genen Lärmimmissionen des Straßen-, 
Schienen- und Luftverkehrs in wesentlicher 
Hinsicht. Kinderlärm ist der Ausdruck per-
sönlicher Verhaltensweisen und wird ge-
genüber dem anlagenbezogenen Industrie- 
und Gewerbelärm auch als „sozialer Lärm“ 
oder als „gesellschaftlicher Lärm“ betrach-
tet.  

Einrichtungen für Kinder und Jugendliche 
gehören im Gegensatz zu Schnellstraßen, 
Fernbahngleisen und anders als Industrie- 
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und Gewerbebetriebe zur „notwendigen 
Infrastruktur“ aller Siedlungsbereiche, die 
dem Wohnen dienen. Somit sind Kinder-
spielplätze als „sozialadäquate Einrichtun-
gen“ einer Wohnnutzung in reinen und 
allgemeinen Wohngebieten und sind 
grundsätzlich zulässig.  
Für die Beurteilung von Kinderlärm hat vor 
allem das Kriterium der Sozialadäquanz 
Bedeutung erlangt. So stellt nach der Ent-
schließung des Bundesrates vom 05. März 
2010 Kinderlärm in der Regel keine schädli-
che Umwelteinwirkung dar. 

- Gebäudehöhen: Im gesamten Bebauungsplan B154 
wurde eine max. Firsthöhe von 9,5m festgelegt. Mit 
welcher Begründung sollte in dem neuen Bebau-
ungsplan B169 eine Firsthöhe von 14m zulässig sein? 
Dieses fügt sich nicht in das Gesamtbild des bereits 
vorhandenen Baugebiets Kornblumen-
weg/Sonnenblumenweg ein. Die Haushöhe bei den 
Mehrfamilienhäusern im Kornblumenweg liegt bei 
max. 9,5m. 

 

Die Stadt Vechta kann über die Festsetzun-
gen im Bebauungsplan die maximale First- 
oder Gebäudehöhen festlegen. Aufgrund 
der geplanten Entwicklung mit einer ma-
ximal dreigeschossigen Bebauung, liegt die 
zulässige Gebäudehöhe bei maximal 14 
Metern. Die maximale Gebäudehöhe von 
14 Metern gilt nur für zwei Teilflächen in-
nerhalb des Allgemeinen Wohngebietes 
(WA) 2. Auf den übrigen Flächen beträgt 
die maximale Gebäudehöhe 10,5 bzw. 9,5 
Meter. Durch diese städtebauliche Ent-
wicklung soll eine abgestufte Höhenent-
wicklung von Norden nach Süden erreicht 
werden 

- alternative Abfahrtstrasse aus dem Baugebiet: Wie 
konkret ist hier der Plan? Alle betroffenen Grundstü-
ckeigentümer neben dem Baugebiet B169 wurden 
hier bei einer Konzeptionierung nicht angesprochen. 
Weiterhin besteht auch nicht das Bedürfnis ihre 
landwirtschaftlichen Flächen für diese Bebauung zu 
veräußern. Hier bedarf es konkreter Lösungen mit 
einem zeitlichen Horizont! 

 

Aktuell gibt es keine Möglichkeit einer wei-
teren Erschließung bspw. über den Visbe-
ker Damm. Die Stadt Vechta ist nicht im 
Besitz weiterer Flächen, über die eine Er-
schließung sichergestellt werden kann. 
Sollte sich zu einem späteren Zeitpunkt 
durch die Verfügbarkeit der erforderlichen 
Flächen eine Möglichkeit ergeben, könne 
diese geprüft werden. 

Das von der Stadt Vechta beauftragte Ver-
kehrsgutachten vom Ingenieurbüro IST- 
Ingenieurbüro für Straßen- und Tiefbau, 
Schortens verdeutlicht, dass hinsichtlich 
der verkehrlichen Leistungsfähigkeit sowie 
der Ausbauzustände, die Straßen und Kno-
tenpunkte im Untersuchungsgebiet geeig-
net sind, die verkehrlichen Entwicklungen 
in Verbindung mit den geplanten Wohn-
bauflächen abzuwickeln. Daher sind in 
diesem Hinblick keine weiteren Maßnah-
men erforderlich. 
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- Wenn an einer zusätzlichen Abfahrtstrasse über 
den Ackerweg „Beim hohen Kreuze" nachgedacht 
wird, muss diese sicherlich über einen Wegebereich 
von 400m baulich überarbeitet werden. Werden für 
diesen Ausbau Steuergelder in Anspruch genom-
men? Um eine tragfähige Bitumenschicht aufzubrin-
gen sind hier sicherlich mehr als 250.Tsd. Euro not-
wendig.  

Diese Option wird derzeit nicht betrachtet 
bzw. verfolgt. Siehe hierzu die obenste-
henden Ausführungen zur verkehrlichen 
Leistungsfähigkeit der angestrebten Er-
schließung über den Kornblumenweg. 

- Naturschutz: der großflächige Eschbereich lädt 
bereits seit mehreren Jahren Störche ein hierzu gra-
sen und sich niederzulassen. Ein Beispiel hierfür ist 
das Storchennest direkt auf dem Gelände des Ten-
nisvereins neben dem Hallenwellenbad. Diese Be-
sonderheit ist ein großer Erfolg und unterstreicht die 
idyllische Ruhe im Eschbereich und sollte geschützt 
bleiben! Störche gehören in diesen Regionen zur 
aussterbenden Art.  

 

Es ist in der Tat richtig, dass der Weiß-
storch in der Europäischen Vogelschutz-
richtlinie im Anhang 1 geführt wird. Dort 
finden sich die besonders gefährdeten und 
schutzwürdigen Arten. Die Mitgliedstaaten 
sind verpflichtet, die zur Erhaltung dieser 
Arten „zahlen- und flächenmäßig geeig-
netsten Gebiete“ zu Schutzgebieten zu 
erklären.  

In diesem Zusammenhang ist jedoch darauf 
hinzuweisen, dass der Weißstorch als typi-
scher Kulturfolger sich sehr eng an den 
Menschen angeschlossen hat und sehr 
gerne künstliche Nisthilfen in Anspruch 
nimmt. Es sucht seine Nahrung aber fast 
ausschließlich auf extensiv genutzten Grün-
landflächen oder an Teichen und Weihern. 
Die in Frage kommenden Grünlandflächen 
findet der Storch rund um das Wasserwerk. 
Aufgrund seiner hohen Mobilität kann er 
diese nahegelegenen Flächen problemlos 
erreichen. Hinzu kommen Flächen am 
Moorbach oder im Großen Bruch in Dein-
drup. Die im Bereich des Kornblumenwe-
ges überplanten Maisackerflächen stellen 
nur eine punktuelle Ergänzung der Nah-
rungspalette dar z.B., wenn gepflügt wird 
und Mäuse aufgeschreckt werden. Da der 
Storch sehr standorttreu ist, wird dieser 
auch mit Umsetzung des Baugebietes sein 
Nest nicht aufgeben, sondern wie gewohnt 
am Wasserwerk oder am Moorbach auf 
Nahrungssuche gehen.  

- Verkehrsschwerpunkt Kornblumenweg/Lattweg: 
aufgrund des hohen PKW Aufkommens und der zu 
engen Einfahrts- und Ausfahrtsmündung wäre eine 
Ampelschaltung zielführend. Weiterhin ist der Mün-
dungsbereich sehr kritisch für die Hauptverkehrs-
strecke der Schul- und Kindergartenbesucher. Im 
Bereich des Lattweges wird der Fußgängerweg (ohne 
Radweg!) von Radfahrern, Fußgänger und auch war-
tenden Busteilnehmer in Anspruch genommen. Die-

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
Selbstverständlich ist es ein wichtiges An-
liegen der Stadt Vechta das Sicherheitsbe-
dürfnis der Bürger zu bewahren. Aus die-
sem Grund hat die Stadt Vechta das Ver-
kehrsgutachten beauftragt, welches im 
Jahr 2018 vom Ingenieurbüro IST- Ingeni-
eurbüro für Straßen- und Tiefbau, Schor-
tens erstellt wurde.  
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ses hohe Aufkommen in den täglichen Stoßzeiten, 
birgt ein hohes Unfallpotenzial! Ein wichtiges Anlie-
gen der Stadt Vechta sollte es sein, das Sicherheits-
bedürfnis der Bürger zu gewahren!  

 

Neben der Überprüfung und Feststellung 
der verkehrlichen Verträglichkeit mit der 
Planung, wurde von IST die Empfehlung 
gegeben, die Bushaltestellen aus dem Ein-
mündungsbereich des Kornblumenweges 
zu versetzen. Aufgrund der geringen Ent-
fernung zum Kornblumenweg kann von 
ausfahrenden Pkws, bei Halten eines Bus-
ses, der Lattweg nur schwer eingesehen 
werden, so dass es hier zu einer unüber-
sichtlichen Situation und somit zu einer 
potentiellen Gefahrenstelle kommen kann.   

Dieser Empfehlung wird die Stadt Vechta, 
um dieses bestätigte Gefahrenpotenzial zu 
entschärfen. Eine weitere Regelung auf 
Ebene der Bauleitplanung kann hierzu nicht 
erfolgen. 

Weiterhin bescheinigt das Ingenieurbüro 
IST, dass weitere Maßnahmen, wie die in 
der Stellungnahme vorgeschlagenen Licht-
signalanlage zur Regelung der Ein- und 
Ausfahrten in den Kornblumenweg nicht 
erforderlich sind.  

Gleichwohl ist vorgesehen, den Einmün-
dungsbereich des Kornblumenweges auf 
den Lattweg so umzugestalten, dass insbe-
sondere den Belangen der schwächeren 
Verkehrsteilnehmer Rechnung getragen 
wird. 

- 100 Wohnungen passt nicht zu der Ansage „raum-
verträgliches Konzept“ bzw. in die Integration in 
bestehende Bebauung => das Gebiet ist durch Mehr-
zahl Einfamilienhäuser gekennzeichnet  

 

Eine städtebauliche Verträglichkeit des 
geplanten Bebauungskonzeptes ist gege-
ben. Geplant ist eine Mischung aus unter-
schiedlichen Wohnformen. Im Norden des 
Plangebietes ist eine Mehrfamilienhausbe-
bauung entlang der von West nach Ost 
verlaufenden Planstraße angedacht. Ent-
lang des Kornblumenweges sind von Nor-
den Richtung Süden abstufend Hausgrup-
pen sowie Doppel- und Einfamilienhäuser 
vorgesehen. Diese kleinteiligeren Bebau-
ungsstrukturen entlang des Kornblumen-
wegs orientieren sich an der Bebauung des 
angrenzenden Umfeldes. Somit nimmt das 
Maß der baulichen Nutzung und dem da-
mit verbundenen Grad der Verdichtung 
von Norden in Richtung Süden des Plange-
bietes ab.  

Die Reihe mit den geplanten Mehrfamili-
enhäusern bildet die nördliche Abgrenzung 
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des Plangebietes. Es wird somit eine klare 
städtebauliche Kante als Übergang zum 
Außenbereich gebildet. 

Der angegebene Richtwert von ca. 100 
Wohnungen, die durch die Planung entste-
hen können, umfasst nicht nur die Woh-
nungen in den Mehrfamilienhäusern, son-
dern auch Wohneinheiten in Reihen, Dop-
pel- und Einfamilienhäuser, die sowohl 
vermietet werden als auch selbstgenutztes 
Eigentum darstellen. Durch dieses breit 
aufgestellte Wohnangebot, dass entstehen 
wird, kann eine soziale Durchmischung 
erzielt werden.  

- Nicht familienfreundlich => Familien mit 2 Kinder 
brauchen keine kleinen 2-3 Zimmer Wohnungen 

- Vechta fehlt es an bezahlbarem Wohnraum für 
exakt diese Zielgruppe „Familien mit 2 Kindern“  

- Nähe zu Schulen, Kita, Bad, Tennis etc spricht ge-
nau dafür hier hauptsächlich Wohnraum für Familien 
zu schaffen => Doppelhaushälften mit Garten 

 

Eine von der Stadt Vechta beauftragte und 
vom ALP – Institiut für Wohnen und Stadt-
entwicklung im Jahr 2020 durchgeführte 
Wohnungsmarktanalyse und -prognose 
attestiert der Stadt Vechta eine Diversifi-
zierung der Angebotsstruktur auf dem 
Wohnungsmarkt. Es wird als positiv ange-
sehen, dass in der Stadt Vechta in den letz-
ten Jahren neben den klassischen Einfami-
lienhäusern auch eine steigende Zahl von 
Projekten im Mehrfamilienhaussegment 
realisiert wurden.  

Dennoch wird hier belegt, dass auch wei-
terhin eine Nachfrage nach kleinen Woh-
nungen besteht und in Zukunft bestehen 
wird. Der Trend der Singualisierung und ein 
Ansteigen der Ein-Personen-Haushalte ist 
gemäß der Studie auch in Vechta zu ver-
zeichnen. Auf Grund der Vielzahl nachfra-
gender Zielgruppen ist die Situation im 
Bereich der kleinen Wohnungen auf dem 
Wohnungsmarkt sehr eng. Gleiches gilt 
allerdings auch für größere familiengerech-
te Wohnungen. 

Aus diesem Grund ist es wichtig auch im 
geplanten Wohnquartier am Kornblumen-
weg ein breites Wohnangebot bereitzustel-
len. 

Familienfreundliches Wohnen charakteri-
siert sich nicht nur durch die Wohnungs-
größe oder die Art der Wohnform, sondern 
auch durch weitere Faktoren des Wohnum-
feldes wie Spiel- und Bewegungsmöglich-
keiten für Kinder und Jugendliche, nach-
barschaftliche Netzwerke, Kontakt- und 
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Vernetzungsangebote für Familien sowie 
eine familienfreundliche Infrastruktur. 
Diese Indikatoren können an dem Standort 
am Kornblumenweg abgedeckt werden. 

Familienfreundliches Wohnen kann daher 
nicht nur in Form von Einfamilien-, Doppel-
, oder Reihenhäusern realisiert werden. 
Familienfreundliches Wohnen ist somit 
auch in Mehrfamilienhäusern möglich.  

- wo ist der Kinderspielplatz in so einem großen Bau-
gebiet? Oder sollen die Bewohner auf Schulplatz 
(Lattweg Überquerung) ausweichen?  

 

 

Für das Mehrfamilienhausquartier ist ein 
Spielplatz für jüngere Kinder östlich des 
Vorhabens in Richtung des Kreuzweges 
geplant. Ältere Kinder können den Spiel-
platz südlich des Lattwegs nutzen. Dieser 
kann sicher über die vorhandene Ampelan-
lage erreicht werden. 

- Was hier geplant wird hat das Potential sozialer 
Brennpunkt zu werden => das kann und darf nicht 
das Ziel in direkter Nähe einer Schule sein. Stadt 
Vechta sollte am Beispiel Südschule/ Antoniusstras-
se/ Stresemannstrasse etc. mehr als gewarnt sein. 
Die Liobaschule wird aktuell geschlossen, da sie im 
Image völlig verbrannt ist und kein Deutscher da 
mehr seine Kinder dort haben will. 

 

Die Stadt Vechta geht davon aus, dass Be-
fürchtungen zur Entstehung eines sozialen 
Brennpunktes bestehen, da Teile der Woh-
nungen in den Mehrfamilienhäusern an 
Personen mit einem Wohnberechtigungs-
schein vergeben werden sollen. 

Die Stadt Vechta weist nochmals auf die 
Personengruppen hin, die einen Wohnbe-
rechtigungsschein erhalten. Bei den 
Wohnberechtigungsscheinen unterschei-
det man zwischen zwei Einkommensgrup-
pen: 

Wohnberechtigungsschein 1:  
Der unteren Einkommensgruppe wie z.B. 
Verkäufer/innen, Friseur/innen, Bä-
cker/innen und auch den Beziehern/innen 
von Arbeitslosengeld II und Wohngeld 

Wohnberechtigungsschein 2:  

Der mittleren Einkommensgruppe wie z.B. 
Verwaltungsangestellte, Handwer-
ker/innen, Altenpfleger- oder Kranken-
schwester 

Aufgrund dieser Kriterien ist die oben ge-
nannte Befürchtung, der Entstehung eines 
sozialen Brennpunktes, absolut nichtzutref-
fend.  

- kleine Wohnungen für Singles und sozial schwache 
gibt es schon viele in Vechta. Wenn Studenten weni-
ger werden (was der Fall ist), dann wird mehr Wohn-
raum frei. 

Auf Grund der Bereitstellung von unter-
schiedlichen Wohnformen und zudem auch 
unterschiedlichen Wohnungsgrößen in den 
Mehrfamilienhäusern, werden in dem ge-
planten Wohnquartier nicht nur kleine 
Wohnungen geschaffen. 
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Eine von der Stadt Vechta beauftragte und 
vom ALP – Institiut für Wohnen und Stadt-
entwicklung im Jahr 2020 durchgeführte 
Wohnungsmarktanalyse und -prognose 
attestiert der Stadt Vechta eine Diversifi-
zierung der Angebotsstruktur auf dem 
Wohnungsmarkt. Es wird als positiv ange-
sehen, dass in der Stadt Vechta in den letz-
ten Jahren neben den klassischen Einfami-
lienhäusern auch eine steigende Zahl von 
Projekten im Mehrfamilienhaussegment 
realisiert wurden.  

Dennoch wird auch hier belegt, dass auch 
weiterhin eine Nachfrage nach kleinen 
Wohnungen besteht und in Zukunft beste-
hen wird. Der Trend der Singualisierung 
und ein Ansteigen der Ein-Personen-
Haushalte ist gemäß der Studie auch in 
Vechta zu verzeichnen. Auf Grund der Viel-
zahl nachfragender Zielgruppen ist die Si-
tuation im Bereich der kleinen Wohnungen 
auf dem Wohnungsmarkt sehr eng. Glei-
ches gilt allerdings auch für größere fami-
liengerechte Wohnungen. 

Aus diesem Grund ist es wichtig auch im 
geplanten Wohnquartier am Kornblumen-
weg ein breites Wohnangebot bereitzustel-
len. 

- glaubt man ehrlich, dass bei MINDESTENS 70% 
Vergabe an B-Schein die restlichen 20-30% an „nor-
male Bürger“ geht? Wer zieht freiwillig in eine Ge-
gend mit 70% B-Schein??Antwort: Keiner. Folge: 
Noch mehr sozialer Brennpunkt. 

 - Was passieren wird: B-Schein Besitzer ziehen in-
nerhalb Vechtas von Altbau in Neubauwohnungen, 
reine Massen-Umsiedlung. 

An dieser Stelle wird nochmals darauf hin-
gewiesen, dass auf Ebene der Bauleitpla-
nung eine genaue Vergabe der Flächen an 
Investoren und entsprechende Kriterien 
zur Vergabe der zu entstehenden Woh-
nungen noch nicht geregelt werden kann. 
Die Flächen sind derzeit im Eigentum des 
Landkreises Vechta. Dieser wird auch die 
Vergabe der Grundstücke durchführen. 
Natürlich werden den Investoren Kriterien 
zur Vergabe der zu entstehenden Woh-
nungen gegeben. Es kann vorab bestätigt 
werden, dass ein Großteil der Wohnungen 
in den Mehrfamilienhäusern an Personen 
mit einem Wohnberechtigungsschein ver-
geben werden. Die Stadt Vechta verweist 
auf die obige Übersicht der Personengrup-
pen, die einen Wohnberechtigungsschein 
erhalten. Die Entstehung eines sozialen 
Brennpunktes kann nicht befürchtet wer-
den. 

- Vergabe an Eigentumswohnungen nur an Leute, die Auf Ebene der Bauleitplanung können noch 
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ihr Wohnhaus verkaufen und jungen Familien über-
geben: Glaubt man wirklich, dass diese Leute (die 
dann ja Geld haben) freiwillig in so ein Umfeld zie-
hen? Tagträumerei. Folge: Mangels Alternativen 
muss auf vorgenanntes Klientel zurückgegriffen 
werden. Situation verschärft sich also weiter. 

keine Regelungen getroffen, in welcher Art 
eine Vergabe von Grundstücken bzw. die 
nachfolgende Vergabe der Wohnungen 
erfolgen wird.  

- Wir haben nichts gegen Vergabe mit B-Schein Bin-
dung. Aber nicht mindestens 70%, sondern maximal 
20%! => Integration (!!) sozial schwacher Menschen, 
anstatt sie an den Stadtrand auszugrenzen 

Auch hier gilt, dass auf Ebene der Bauleit-
planung noch keine Regelungen getroffen 
werden, in welcher Art und nach welchen 
Kriterien eine Vergabe von Grundstücken 
bzw. die nachfolgende Vergabe der Woh-
nungen erfolgen wird. 

Allerdings wird durch die Planung ein brei-
tes Wohnangebot zur Verfügung gestellt 
werden, welches durch verschiedene Per-
sonengruppen nachgefragt werden wird. 
Es wird kein Quartier für ausschließlich 
sozial schwächere Personengruppen ent-
stehen, sondern durch das Angebot der 
verschiedenen Wohnformen eine soziale 
Durchmischung erreicht. Von einer Aus-
grenzung von Personengruppen kann zu-
dem nicht ausgegangen werden.  

Weiterhin schließt das Quartier an beste-
hende Siedlungsstrukturen an. Im Osten 
grenzen Gemeinbedarfseinrichtungen wie 
der Kindergarten und die Kinderkrippe 
sowie die Ludgerusschule an. Zudem kann 
hier immer noch von einer integrierten 
städtebaulichen zentralen Lage gesprochen 
werden. Eine Ausgrenzung des neuen 
Wohngebietes erfolgt nicht. 

- Frage: Auf welcher B-Plan Basis ist das bereits ge-
baute Haus dort hingekommen? 

Das angesprochene Objekt ist ein Einfami-
lienhaus am Kornblumenweg. Eine Ge-
nehmigung des Bauvorhabens ist auf 
Grundlage von § 35 Abs. 2 BauGB erteilt 
worden. 

- Die Vorgaben bzgl. max. Mieten und VK Preise las-
sen nur absoluten Billigbau zu, der nach 10 Jahren 
voll renovierungsbedürftig ist. Haben sozial schwa-
che Leute das Geld dafür? Ansonsten noch mehr 
Ghetto als Folge. Wertminderung aller Immobilien in 
weiterem Umkreis. Quasi-Enteignung.  

Eine Regelung hinsichtlich der maximalen 
Mieten und Verkaufspreise kann auf Ebene 
der Bauleitplanung nicht erfolgen. Der 
Landkreis Vechta als derzeitiger Grund-
stückseigentümer wird die Grundstücks-
vergabe durchführen und den Investoren 
entsprechende Vorgaben setzen. Selbst-
verständlich wird sich der Landkreis als 
auch die Stadt Vechta dafür einsetzen, dass 
am Kornblumenweg ein nachhaltiges 
Wohnquartier entsteht. 

- Stoppelmarktlärm: es wurde immer kommuniziert, 
dass keine dichtere Bebauung möglich ist. Wollen sie 

Im Rahmen der Bauleitplanung wurde die 
schalltechnische Verträglichkeit des Vorha-
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Sperrstunde auf dem Stoppelmarkt, wenn der Erste 
klagt? 

bens im Hinblick auf die außerhalb des 
Plangebietes bestehenden Emissionsquel-
len (Freizeit/ Sport) durch einen anerkann-
ten Gutachter geprüft. Das Gutachten zum 
Immissionsschutz wurde durch das Büro 
Normec Uppenkamp und Partner, Sachver-
ständige für Immissionsschutz, Ahaus er-
stellt. Vorgenommen wurde unter ande-
rem eine Beurteilung der Freizeitlärmein-
wirkungen durch den nördlich des Plange-
bietes befindlichen Stoppelmarkt.   

Als Ergebnis für den Freizeitlärm (durch 
den Stoppelmarkt verursachten Lärm) zeigt 
sich, dass für die geplante Wohnbebauung 
Überschreitungen der Immissionsrichtwer-
te durch Freizeitlärm (Stoppelmarkt) im 
Nachtzeitraum vorliegen. Die Überschrei-
tungen liegen dennoch im Rahmen, dass 
die gemäß 7.2 der TA Lärm genannten Vo-
raussetzungen für seltene Ereignisse erfüllt 
werden.  

Für die Einwirkungen, die sowohl durch 
den Sportlärm als auch den Freizeitlärm 
verursacht werden, sind Minderungsmaß-
nahmen vorgeschlagen worden, die in 
Form von Festsetzungen in den Bebau-
ungsplanentwurf aufgenommen wurden.  

- Kornblumenweg ist Stoppelmarkt Einbahnstraße. 
Probleme bzgl. Parkplatzausfahrt, wenn überall alles 
zugeparkt ist.  

Eine Verschlechterung der Parkplatzsitua-
tion zu Stoppelmarkts-Zeiten wird nicht zu 
erwarten sein. Für die im Wohnquartier 
neu entstehenden Wohnungen werden 
ausreichend private Stellplätze (u.a. in ei-
ner entsprechend dimensionierten Tiefga-
rage) zur Verfügung gestellt.  

- Erweiterung Schulen wird nachhaltig blockiert Die schwierige Situation der Ludgerus 
Schule ist der Stadt Vechta bekannt. Eine 
Erweiterung der Ludgerus Schule an die-
sem Standort ist generell nicht möglich und 
auch nicht geplant.  

Berechnungsgrundlage 45.000€ -> 230.000€ Haus 
unrealistisch 

Eine Festlegung von genauen Vergabekrite-
rien kann nicht auf Ebene der Bauleitpla-
nung erfolgen. Die Vergabe der Grundstü-
cke erfolgt über den Landkreis Vechta. 

70% B-Schein?  Die Stadt Vechta verweist auf die obigen 
Abwägungsvorschläge dieser Stellungnah-
me, in der dieses Thema bereits aufgeführt 
wurde. 

Verkehrskonzept realitätsfremd Dass das Verkehrskonzept realitätsfremd 
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sein soll, kann nicht bestätigt werden. Das 
von der Stadt Vechta beauftragte Ver-
kehrsgutachten vom Ingenieurbüro IST- 
Ingenieurbüro für Straßen- und Tiefbau, 
Schortens verdeutlicht, dass hinsichtlich 
der verkehrlichen Leistungsfähigkeit sowie 
der Ausbauzustände, die Straßen und Kno-
tenpunkte im Untersuchungsgebiet geeig-
net sind, die verkehrlichen Entwicklungen 
in Verbindung mit den geplanten Wohn-
bauflächen abzuwickeln. Daher sind in 
diesem Hinblick keine weiteren Maßnah-
men erforderlich. 

Grundlage des Gutachtens ist eine Be-
standsaufnahme der Straßenräume sowie 
eine Knotenstromzählung an einem Nor-
malwerktag in der Zeit von 00.00 Uhr bis 
24.00 Uhr am Knotenpunkt Kornblumen-
weg/ Lattweg. Dabei werden Kfz (Pkw, Lfw, 
Lkw usw.), Fußgänger und Radfahrer an 
diesem Knotenpunkt in alle Richtungen 
erfasst. 

Das Gutachten belegt, dass die Straßen 
und Knotenpunkte im Untersuchungsge-
biet hinsichtlich der verkehrlichen Leis-
tungsfähigkeit sowie der Ausbauzustände 
geeignet sind, die verkehrlichen Entwick-
lungen in Verbindung mit der geplanten 
Wohnbaufläche abzuwickeln. 

8x8 Wohneinheit nicht familienfreundlich -> Noch 
mehr Wohneinheiten in Single/ Studentenausrich-
tung 

Familienfreundliches Wohnen charakteri-
siert sich nicht nur durch die Wohnungs-
größe oder die Art der Wohnform, sondern 
auch durch weitere Faktoren des Wohnum-
feldes wie Spiel- und Bewegungsmöglich-
keiten für Kinder und Jugendliche, nach-
barschaftliche Netzwerke, Kontakt- und 
Vernetzungsangebote für Familien sowie 
eine familienfreundliche Infrastruktur. 
Diese Indikatoren können an dem Standort 
am Kornblumenweg abgedeckt werden. 

Eine von der Stadt Vechta beauftragte und 
vom ALP – Institiut für Wohnen und Stadt-
entwicklung im Jahr 2020 durchgeführte 
Wohnungsmarktanalyse und -prognose 
belegt, dass auch weiterhin eine Nachfrage 
nach kleinen Wohnungen besteht und in 
Zukunft bestehen wird. Der Trend der Sin-
gualisierung und ein Ansteigen der Ein-
Personen-Haushalte ist gemäß der Studie 
auch in Vechta zu verzeichnen. Auf Grund 
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der Vielzahl nachfragender Zielgruppen ist 
die Situation im Bereich der kleinen Woh-
nungen auf dem Wohnungsmarkt sehr eng. 
Gleiches gilt allerdings auch für größere 
familiengerechte Wohnungen. 

Spielplatz? Für das Mehrfamilienhausquartier ist ein 
Spielplatz für jüngere Kinder östlich des 
Vorhabens in Richtung des Kreuzweges 
geplant. Ältere Kinder können den Spiel-
platz südlich des Lattwegs nutzen. Dieser 
kann sicher über die vorhandene Ampelan-
lage erreicht werden. 

Gesunder Mix aus Mietern und Eigentümern not-
wendig für gegenseitiges „erziehen“: Aufteilung 
nicht geregelt 

Obwohl dies nicht Gegenstand der Bauleit-
planung ist, kann bereits vorab gesagt 
werden, dass sowohl Vermietungsobjekte 
entstehen, als auch Objekte, die in selbst-
genutztes Eigentum übergehen. Es werden 
dabei bspw. sowohl Senioren als auch Fa-
milien angesprochen, wodurch eine soziale 
Durchmischung erzielt wird.   

Bürger 9 – Schreiben vom 12. 03.2021 

Stellungnahme: Prüfung: 

Bezüglich des neu geplanten Wohngebietes östlich 
des Kornblumenweges stellt sich mir die Frage, ob in 
diesem Zuge auch an eine bauliche Erweiterung der 
Kindertagesstätte "Maria Frieden“ gedacht wurde?! 
Es wird unter anderem mit dem Standort geworben, 
dass Bildungseinrichtungen in der Nähe sind. Aber es 
wird kein Platz "frei" gehalten, um die Ludgerus 
Schule oder den Kindergarten erweitern zu können? 
Wurde Kontakt zu Frau Michaela Thöle (Leitung der 
Kita Maria Frieden) aufgenommen? Es gibt derzeit 
nur eine Krippengruppe in der Einrichtung und für 
das kommende Kindergartenjahr 21/22 gibt es 17 
freie Kindergartenplätze aber um die 60 Anmeldun-
gen. Wo sollen die ganzen Kinder denn betreut und 
beschult werden? Welche Planungen gibt es hier? 
 

Im aktuellen Bebauungsplanentwurf wird 
im Süden des Plangebietes eine Gemein-
bedarfsfläche festgesetzt. Diese soll die 
bereits realisierte Erweiterung des beste-
henden Kindergartens Maria Frieden pla-
nungsrechtlich absichern. Neben der Er-
weiterung der Krippengruppe sind an die-
sem Standort keine Erweiterungen mög-
lich.  

Aufgrund der städtebaulichen Entwicklung, 
wie der Ausweisung des neuen Wohnge-
bietes am Kornblumenweg, ist jedoch zu-
sätzlich eine Kindertagesstätte in Bergstrup 
und am Visbeker Damm zwischen Wind-
mühlenweg und Wilhelm-Busch-Straße in 
Planung, um den zukünftigen Bedarf abzu-
decken.  

Die schwierige Situation der Ludgerus 
Schule ist der Stadt Vechta bekannt. Eine 
Erweiterung der Lugerus Schule an diesem 
Standort ist nicht möglich und auch nicht 
geplant. Dennoch wird an einer Alternative 
für die beschriebene Problematik gearbei-
tet. 

Bürger 10 – Schreiben vom 11. 03.2021 
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Stellungnahme:  
Prüfung:  

 Ich habe nun mehrfach Ihre neuste Präsen-
tation gelesen und ich muss sagen, entweder ich 
überlese es immer oder es wird definitiv nicht be-
antwortet. 

In der Präsentation wird angepriesen, dass dieses 
Gebiet so toll ist, weil es in Reichweite von Schule 
und Kindergarten liegt. Wie genau stellen Sie sich 
das aber bitte vor? Sie lassen dem Kindergarten kei-
ne und wenn nur eine ganz kleine Möglichkeit, sich 
zu erweitern. Soll Eltern aus dem Baugebiet eine 
Absage erteilt werden, weil der Kindergarten leider 
voll ist und sie ihr Kind doch bitte ans andere Ende 
von Vechta bringen müssen? 

Und wie soll es bei der Schule weitergehen? Auch 
diese muss weiter eine Chance haben, sich zu ver-
größern. Die Geschwisterschollschule kann auch 
nicht jeden aufnehmen und hat selbst kaum Mög-
lichkeiten auf Erweiterung. 

Im aktuellen Bebauungsplanentwurf wird 
im Süden des Plangebietes eine Gemein-
bedarfsfläche festgesetzt. Diese soll die 
bereits realisierte Erweiterung des beste-
henden Kindergartens Maria Frieden pla-
nungsrechtlich absichern. Neben der Er-
weiterung der Krippengruppe sind an die-
sem Standort keine Erweiterungen mög-
lich.  

Aufgrund der städtebaulichen Entwicklung, 
wie der Ausweisung des neuen Wohnge-
bietes am Kornblumenweg, ist jedoch zu-
sätzlich eine Kindertagesstätte in Bergstrup 
und am Visbeker Damm zwischen Wind-
mühlenweg und Wilhelm-Busch-Straße in 
Planung, um den zukünftigen Bedarf abzu-
decken.  

Die schwierige Situation der Ludgerus 
Schule ist der Stadt Vechta bekannt. Eine 
Erweiterung der Lugerus Schule an diesem 
Standort ist nicht möglich und auch nicht 
geplant. Dennoch wird an einer Alternative 
für die beschriebene Problematik gearbei-
tet. 

Auch das Video zur Verkehrsmessung kann in mei-
nen Augen nicht ganz stimmen. Ich finde es zurzeit 
definitiv nicht immer leicht, zwischen viertel nach 
sieben und viertel vor acht/ acht auf den Lattweg zu 
kommen. Und wenn nun noch mehr Autos raus 
müssen, wird es in meinen Augen nicht besser wer-
den. 

Über eine Antwort wäre ich sehr dankbar 

Als Ergänzung zu der im Jahr 2018 durchge-
führten Verkehrsuntersuchung Kornblu-
menweg/ Lattweg, in der die Realisierung 
einer geplanten Wohnbauflächenentwick-
lung im Bereich des Kornblumenweges mit 
Anbindung an den Lattweg betrachtet 
wurde, wurden die Ergebnisse des unter-
suchten Knotenpunktes mit Hilfe einer 
Verkehrsflusssimulation visuell dargestellt.  

Im Ergebnis wurde für die geplante Anbin-
dung der Entwicklungsfläche eine spitzen-
stündliche Verkehrsbelastung von jeweils 
27 Kfz im Quell- sowie im Zielverkehr er-
mittelt. Für den Prognosefall 2036, mit 
Entstehung der neuen Wohnbauflächen-
entwicklung und einem Mehrverkehr von 
jeweils 27 Kfz / Spitzenstunde für den 
Quell- und Zielverkehr, in Summe 54 Kfz / 
Spitzenstunde, wird weiterhin ein sehr 
guter Verkehrsfluss erreicht. Es hat sich 
gezeigt, dass die zu erwartenden Verände-
rungen durch das Vorhaben leistungsfähig 
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abgewickelt werden können.  

 
4. Prüfung der während der erneuten Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 4a Abs. 3 BauGB und 

der erneuten Beteiligung der Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 
Abs. 2 BauGB eingegangenen Stellungnahmen und Abwägungsvorschlag: 

 

 

Nr. 1   LGLN, Regionaldirektion Hameln-Hannover, Kampfmittelbeseitigungsdienst, Dorfstraße 
19, 30519 Hannover, Schreiben vom 28.01.2022 

Stellungnahme:  Prüfung:  

Für die Planfläche liegen dem Kampfmittelbeseiti-
gungsdienst Niedersachsen die folgenden 

Erkenntnisse vor (siehe beigefügte Kartenunterlage): 

 

Empfehlung: Kein Handlungsbedarf Die untenstehenden Hinweise werden zur 
Kenntnis genommen. 

Fläche A 

Luftbilder: Die derzeit vorliegenden Luftbilder wur-
den vollständig ausgewertet. 

Luftbildauswertung: Nach durchgeführter Luftbild-
auswertung wird keine Kampfmittelbelastung 

vermutet. 

Sondierung: Es wurde keine Sondierung durchge-
führt. 

Räumung: Die Fläche wurde nicht geräumt. 

Belastung: Ein Kampfmittelverdacht hat sich nicht 
bestätigt. 

 

Hinweise: 

Die vorliegenden Luftbilder können nur auf Schäden 
durch Abwurfkampfmittel überprüft werden. Sollten 
bei Erdarbeiten andere Kampfmittel (Granaten, Pan-
zerfäuste, Brandmunition, Minen etc.) gefunden 
werden, benachrichtigen Sie bitte umgehend die 
zuständige Polizeidienststelle, das Ordnungsamt 
oder den Kampfmittelbeseitigungsdienst des Landes 
Niedersachsens bei der RD Hameln-Hannover des 
LGLN. 

In der vorstehenden Empfehlung sind die Erkennt-
nisse aus der Zeit vor der Einführung des Kampfmit-
telinformationssystems Niedersachsen (KISNi), dem 
11.06.2018, nicht eingeflossen, da sie nicht dem 
Qualitätsstand von KISNi entsprechen. Sie können 
natürlich trotzdem von den Kommunen in eigener 
Zuständigkeit berücksichtigt werden. 
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Nr. 2   EWE Netz GmbH, Cloppenburger Straße 302, 26133 Oldenburg, Schreiben vom 28.01.2022 

Stellungnahme: Prüfung: 

vielen Dank für die Beteiligung unseres Hauses als 
Träger öffentlicher Belange. 

 

Im Plangebiet bzw. in unmittelbarer Nähe zum Plan-
gebiet befinden sich Versorgungsleitungen und/oder 
Anlagen der EWE NETZ GmbH. 

Versorgungsleitungen sind im Plangebiet 
vorhanden 

Diese Leitungen und Anlagen sind in ihren Trassen 
(Lage) und Standorten (Bestand) grundsätzlich zu 
erhalten und dürfen weder beschädigt, überbaut, 
überpflanzt oder anderweitig gefährdet werden. 
Bitte stellen Sie sicher, dass diese Leitungen und 
Anlagen durch Ihr Vorhaben weder technisch noch 
rechtlich beeinträchtigt werden. 

Die Hinweise zu den bestehenden Versor-
gungsanlagen werden zur Kenntnis ge-
nommen. 

Sollte sich durch Ihr Vorhaben die Notwendigkeit 
einer Anpassung unserer Anlagen, wie z.B. Änderun-
gen, Beseitigung, Neuherstellung der Anlagen an 
anderem Ort (Versetzung) oder anderer Betriebsar-
beiten ergeben, sollen dafür die gesetzlichen Vorga-
ben und die anerkannten Regeln der Technik gelten. 
Gleiches gilt auch für die gegebenenfalls notwendige 
Erschließung des Plangebietes mit Versorgungslei-
tungen und Anlagen durch EWE NETZ. Bitte planen 

Die weiteren Hinweise werden zur Kennt-
nis genommen. Die EWE Netz wird recht-
zeitig vor Baubeginn beteiligt 
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Sie in diesem Fall Versorgungsstreifen bzw. -
korridore gemäß DIN 1998 (von min. 2,2 m für die 
Erschließung mit Telekommunikationslinien, Elektri-
zitäts- und Gasversorgungsleitungen) sowie die Be-
reitstellung notwendiger Stationsstellplätze mit ein. 

Die Kosten der Anpassungen bzw. Betriebsarbeiten 
sind von dem Vorhabenträger vollständig zu tragen 
und der EWE NETZ GmbH zu erstatten, es sei denn 
der Vorhabenträger und die EWE NETZ GmbH haben 
eine anderslautende Kostentragung vertraglich ge-
regelt. 

 

Die EWE NETZ GmbH hat keine weiteren Bedenken 
oder Anregungen vorzubringen. 

 

Wir bitten Sie, uns auch in die weiteren Planungen 
einzubeziehen und uns frühzeitig zu beteiligen. Dies 
gilt auch für den Fall der Erschließung des Plangebie-
tes mit Versorgungsleitungen durch EWE NETZ, 
denn hierfür sind beispielsweise Lage und Nutzung 
der Versorgungsleitung und die sich daraus ablei-
tenden wirtschaftlichen Bedingungen wesentliche 
Faktoren. 

 

Unsere Netze werden täglich weiterentwickelt und 
verändern sich dabei. Dies kann im betreffenden 
Planbereich über die Laufzeit Ihres Verfah-
rens/Vorhabens zu Veränderungen im zu berück-
sichtigenden Leitungs- und Anlagenbestand führen. 
Wir freuen uns Ihnen eine stets aktuelle Anlagen-
auskunft über unser modernes Verfahren der Plan-
auskunft zur Verfügung stellen zu können - damit es 
nicht zu Entscheidungen auf Grundlage veralteten 
Planwerkes kommt. Bitte informieren Sie sich des-
halb gern jederzeit über die genaue Art und Lage 
unserer zu berücksichtigenden Anlagen über unsere 
Internetseite: 
https://www.ewe-
netz.de/geschaeftskunden/service/leitungsplaene-
abrufen. 

 

Nr. 3   AVACON Netz GmbH, Watenstedter Weg 75, 38229 Salzgitter, Schreiben vom 28.01.2022 

Stellungnahme:  Prüfung:  

im Anfragebereich befinden sich keine Versorgungs-
anlagen von Avacon Netz GmbH/ Purena GmbH / 
WEVG GmbH & Co KG. 
 
Bitte beachten Sie, dass ihre Markierung dem Aus-
kunftsbereich entspricht und dieser einzuhalten ist.  
 
Achtung: Im o. g. Auskunftsbereich können Versor-
gungsanlagen liegen, die nicht in der Rechtsträger-
schaft der oben aufgeführten Unternehmen liegen. 

Die Hinweise werden zur Kenntnis ge-
nommen. 

https://www.ewe-netz.de/geschaeftskunden/service/leitungsplaene-abrufen
https://www.ewe-netz.de/geschaeftskunden/service/leitungsplaene-abrufen
https://www.ewe-netz.de/geschaeftskunden/service/leitungsplaene-abrufen
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Bei Rückfragen stehen wir Ihnen gerne zur Verfü-
gung. 

Nr. 4    Niedersächsisches Landesamt für Denkmalpflege, Abteilung Archäologie, Ofener Straße 
15, 26121 Oldenburg, Schreiben vom 10.02.2022 

In der Begründung zum o.g. Bebauungsplan wird 
bereits auf die erforderlichen archäologischen Un-
tersuchungen hingewiesen. Die dortigen Ausführun-
gen sind unbedingt zu beachten. 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
Vor Beginn der Bauarbeiten erfolgt eine 
Abstimmung mit der Unteren Denkmal-
schutzbehörde. Werden archäologische 
Untersuchungen erforderlich, werden die-
se von der Stadt Vechta selbstverständlich 
durchgeführt. 

Nr. 5   Hase-Wasseracht, Bahnhofstraße 2, 49632 Essen (Oldenburg), Schreiben vom 11.02.2022 

Aus Sicht der Hase-Wasseracht bestehen keine Be-
denken zur geplanten Maßnahme sofern Folgendes 
berücksichtigt wird:  

1. Die Ableitung des anfallenden Oberflächenwas-
sers ist nachzuweisen.  

2. Der Abfluss ist auf den natürlichen Abfluss nicht 
versiegelter Flächen zu drosseln. Feinsedimente und 
Schwimmstoffe sind fachgerecht zurückzuhalten.  

 

Im Plangebiet wird eine hinreichend di-
mensionierte Fläche für ein Regenrückhal-
tebecken festgesetzt. Hierdurch wird si-
chergestellt, dass der Abfluss auf den na-
türlichen Abfluss begrenzt werden kann.  

Die Hinweise zur fachgerechten Rückhal-
tung von Feinsedimenten und Schwimm-
stoffen wird zur Kenntnis genommen.  

Nr. 6  NLWKN, Niedersächsischer Landesbetrieb für Wasserwirtschaft, Küsten- und Naturschutz 
(NLWKN), Betriebsstelle Cloppenburg, Drüdingstraße 25, 49661 Cloppenburg, Schreiben vom 
14.02.2022 

Bezugnehmend auf Ihren Antrag vom 28.01.2022 – 
Bebauungsplan Nr. 169 „Wohngebiet östlich des 
Kornblumenweges“ – verweise ich auf meine Stel-
lungnahme vom 19.04.2021. 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 

Nr. 7    Deutsche Telekom Technik GmbH, Technikniederlassung Nord, Hannoversche Straße 6-8, 
49084 Osnabrück, Schreiben vom 16.02.2022 

Wir verweisen auf unsere bisherigen Stellungnah-
men und  haben keine weiteren Bedenken zu dem 
o.a. Vorhaben. 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 

Nr. 8   Landesamt für Bergbau, Energie und Geologie (LBEG), Postfach 51 01 53, 30361 Hanno-
ver, Schreiben vom 01.03.2022 

Stellungnahme: Prüfung: 

 In Bezug auf die durch das LBEG vertretenen 
Belange geben wir zum o.g. Vorhaben folgende Hin-
weise: 

 

Boden  

Mit Grund und Boden ist gemäß §1a BauGB sparsam 

Der Hinweis zum sparsamen Umgang mit 
Grund und Boden wird zur Kenntnis ge-
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und schonend umzugehen und flächenbeanspru-
chende Maßnahmen sollten diesem Grundsatz ent-
sprechen (LROP 3.1.1, 04). Im Plangebiet befinden 
sich, wie in der Begründung aufgeführt, laut den 
Daten des LBEG Suchräume für schutzwürdige Bö-
den entsprechend GeoBerichte 8 (Stand: 2019). Im 
Plangebiet handelt es sich um folgende Kategorien: 

nommen. Das dem Bebauungsplan zu 
Grunde liegende Bebauungskonzept sieht 
mit den Mehrfamilienhäusern auch eine 
Bauform mit einem höheren Verdich-
tungsgrad vor. Somit entspricht dies auch 
den Zielen des sparsamen Umgangs mit 
Grund und Boden. 

Kategorie 

Plaggenesch 

 

Die Karten können auf dem NIBIS Kartenserver ein-
gesehen werden. 

 

Gemäß dem Nds. Landesraumordnungsprogramm 
(LROP 3.1.1, 04) sind diese Böden, welche die natür-
lichen Bodenfunktionen und die Archivfunktion in 
besonderem Maße erfüllen, vor Maßnahmen der 
Siedlungs- und Infrastrukturentwicklung besonders 
zu schützen. 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genom-
men. 

Aus bodenschutzfachlicher Sicht geben wir einige 
allgemeine Hinweise zu den Maßnahmen der Ver-
meidung und Verminderung von Bodenbeeinträchti-
gungen. Vorhandener Oberboden sollte aufgrund 
§202 BauGB vor Baubeginn schonend abgetragen 
und einer ordnungsgemäßen Verwertung zugeführt 
werden. Im Rahmen der Bautätigkeiten sollten eini-
ge DIN-Normen aktiv Anwendung finden (v.a. DIN 
19639 Bodenschutz bei Planung und Durchführung 
von Bauvorhaben, DIN 18915 Vegetationstechnik im 
Landschaftsbau -Bodenarbeiten, DIN 19731 Verwer-
tung von Bodenmaterial). Um dauerhaft negative 
Auswirkungen auf die von Bebauung freizuhaltenden 
Bereiche zu vermeiden, sollte der Boden im Bereich 
der Bewegungs-, Arbeits und Lagerflächen durch 
geeignete Maßnahmen (z.B. Überfahrungsverbots-
zonen, Baggermatten) geschützt werden. Boden 
sollte im Allgemeinen schichtgetreu ab- und aufge-
tragen werden. Die Lagerung von Boden in Boden-
mieten sollte ortsnah, schichtgetreu, in möglichst 
kurzer Dauer und entsprechend vor Witterung ge-
schützt vorgenommen werden (u.a. gemäß DIN 
19639). Außerdem sollte das Vermischen von Böden 
verschiedener Herkunft oder mit unterschiedlichen 
Eigenschaften vermieden werden. Der Geobericht 28 
„Bodenschutz beim Bauen“ des LBEG dient als Leit-
faden zu diesem Thema. 

Die Hinweise werden zur Kenntnis ge-
nommen. In den Bebauungsplanentwurf 
ist eine textliche Festsetzung zur Behand-
lung des Oberbodens bereits aufgenom-
men worden: 

„K1 – Behandlung des Oberbodens“ 

Vor Beginn aller Erdarbeiten ist der 
Oberboden auf den betroffenen Flächen 
entsprechend DIN 18195 Blatt 2 abzu-
schieben. Eine Zwischenlagerung ist in 
flachen Mieten vorzunehmen“. Der anfal-
lende Oberboden ist zu mindestens ei-
nem Drittel innerhalb des Plangebietes 
wiederzuverwenden“. 

 

Hinweise 
Sofern im Zuge des o.g. Vorhabens Baumaßnahmen 
erfolgen, verweisen wir für Hinweise und Informati-
onen zu den Baugrundverhältnissen am Standort auf 

Ein geotechnischer Bericht, in dem eine 
Baugrundbeurteilung durchgeführt wur-
de, liegt der Stadt Vechta vor (IGL – Inge-
nieurgeologie Dr. Lübbe, Geotechnischer 
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den NIBIS-Kartenserver. Die Hinweise zum Baugrund 
bzw. den Baugrundverhältnissen ersetzen keine geo-
technische Erkundung und Untersuchung des Bau-
grundes bzw. einen geotechnischen Bericht. Geo-
technische Baugrunderkundungen/-untersuchungen 
sowie die Erstellung des geotechnischen Berichts 
sollten gemäß der DIN EN 1997-1 und -2 in Verbin-
dung mit der DIN 4020 in den jeweils gültigen Fas-
sungen erfolgen. 
 
Ob im Vorhabengebiet eine Erlaubnis gem. § 7 
BBergG oder eine Bewilligung gem. § 8 BBergG er-
teilt und/oder ein Bergwerkseigentum gem. §§ 9 und 
149 BBergG verliehen bzw. aufrechterhalten wurde, 
können Sie dem NIBIS-Kartenserver entnehmen. Wir 
bitten Sie, den dort genannten Berechtigungsinha-
ber ggf. am Verfahren zu beteiligen. Rückfragen zu 
diesem Thema richten Sie bitte direkt an markschei-
derei@lbeg.niedersachsen.de. 

Bericht zum Bauvorhaben Erschließung B-
Plan Nr. 169 vom 06.07.2021). 

 

Informationen über möglicherweise vorhandene 
Salzabbaugerechtigkeiten finden Sie unter 
www.lbeg.niedersachsen.de/Bergbau/Bergbauberec
htigungen/Alte_Rechte. 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genom-
men. 

 

In Bezug auf die durch das LBEG vertretenen Belange 
haben wir keine weiteren Hinweise oder Anregun-
gen. 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genom-
men. 

Die vorliegende Stellungnahme hat das Ziel, mögli-
che Konflikte gegenüber den raumplanerischen Be-
langen etc. ableiten und vorausschauend berücksich-
tigen zu können. Die Stellungnahme wurde auf Basis 
des aktuellen Kenntnisstandes erstellt. Die verfügba-
re Datengrundlage ist weder als parzellenscharf zu 
interpretieren noch erhebt sie Anspruch auf Voll-
ständigkeit. Die Stellungnahme ersetzt nicht etwaige 
nach weiteren Rechtsvorschriften und Normen er-
forderliche Genehmigungen, Erlaubnisse, Bewilli-
gungen oder objektbezogene Untersuchungen. 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genom-
men. 

Nr. 8   Landkreis Vechta, Ravensberger Straße 20, 49377 Vechta, Schreiben vom 02.03.2022 

Stellungnahme: Prüfung: 

Umweltschützende Belange  

Südlich der festgesetzten Stichstraße zur Erschlie-
ßung der Wohnquartiere WA 1 und WA 2 wird eine 
Fläche mit „Bindungen für Bepflanzungen und für 
die Erhaltung von Bäumen, Sträuchern und Gewäs-
sern“ als öffentliche Grünfläche zur Absicherung der 
dort vorhandenen gehölzbestandenen Wallhecken-
anlage festgesetzt. Um Beeinträchtigungen dieser 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genom-
men. 

 

mailto:markscheiderei@lbeg.niedersachsen.de
mailto:markscheiderei@lbeg.niedersachsen.de
http://www.lbeg.niedersachsen.de/Bergbau/Bergbauberechtigungen/Alte_Rechte
http://www.lbeg.niedersachsen.de/Bergbau/Bergbauberechtigungen/Alte_Rechte
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Fläche zu vermeiden, empfehle ich diese während 
der Bauphase durch einen Schutzzaun zu sichern. 

In die Plandarstellung sollte ein direkter Hinweis auf 
die Anwendung der DIN 18920 „Regelungen zum 
Schutz von Bäumen, Pflanzbeständen und Vegeta-
tionsflächen bei Baumaßnahmen“ zum Schutze der 
zu erhaltenen Gehölzstrukturen während der Bautä-
tigkeit aufgenommen werden. 

Ein Hinweis zum Schutz der zu erhaltenen 
Gehölzstrukturen während der Bauzeit ist 
in die Planzeichnung aufgenommen wor-
den. 

 

 Wasserwirtschaft  

Die festgesetzte Fläche für Versorgungsanlagen soll 
der Regenrückhaltung dienen und gemäß der textli-
chen Festsetzung K7 ebenfalls zur Oberflächenwas-
serversickerung beitragen. Es kann nicht nachvollzo-
gen werden wie beide Zwecke auf dieser Fläche er-
füllt werden. 

 

Für das vorliegende Bebauungsplangebiet 
ist vorgesehen, dass das anfallende nicht 
verunreinigte Oberflächenwasser in ein 
Regenrückhaltebecken geleitet wird. Die 
Lage des Regenrückhaltebeckens ergibt 
sich aus der Topographie des Plangebie-
tes. Das Becken wird mit einem gedros-
selten Überlauf – entsprechend der Men-
ge des natürlich abfließenden Oberflä-
chenwassers – versehen und über ein 
Rohrleitungssystem wird ein Anschluss an 
das geplante Entwässerungssystem her-
gestellt. 

Eine Oberflächenwasserversickerung ist 
nicht vorgesehen. 

Immissionsschutz  

Der Regelungscharakter der textlichen Festsetzung 
Nr. 8 ist zu unbestimmt, da sie lediglich auf eine Ab-
bildung in einem Gutachten verweist. 

Das Immissionsschutzgutachten ist Teil 
der Begründung und daher auch Teil des 
Bebauungsplanes. Da das Gutachten auch 
als Teil des Bebauungsplanes mitbe-
schlossen wird, ist es als ausreichend 
bestimmt anzusehen. 

 
 
Satzungsbeschluss:  
 
„Nach Prüfung der während der öffentlichen Auslegung gemäß § 3 Abs. 2 BauGB und der Beteiligun-
gen der Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 2 BauGB sowie der er-
neuten öffentlichen Auslegung gemäß § 4a Abs. 3 BauGB eingegangenen Stellungnahmen wird auf-
grund der §§ 1 Abs. 3 und 10 des Baugesetzbuches und des § 58 des Niedersächsischen Kommunal-
verfassungsgesetzes der im beschleunigten Verfahren nach § 13b BauGB aufgestellte Bebauungsplan 
Nr. 169 ‚ Wohngebiet östlich des Kornblumenweges‘ mit örtlichen Bauvorschriften über die Gestal-
tung bestehend aus der Planzeichnung sowie den textlichen Festsetzungen, als Satzung beschlossen 
einschließlich der dazugehörigen Begründung.“ 
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Bplan_169 - Kornblumenweg - 14.03.2022 - 169_Begründung Satzungsbeschluss.pdf - Begründung -  - 
MUHL 
Bplan_169 - Kornblumenweg - 18.01.2022 - 169_Anlage 2A_Verkehrsuntersuchung - Gutachten - 
169_Anlage 
Bplan_169 - Kornblumenweg - 18.01.2022 - 169_Anlage 2B_Nachtrag Verkehrsuntersuchung - 
Gutachten - 1[1] 
Bplan_169 - Kornblumenweg - 19.01.2022 - 169_Anlage 3_Ornithologischer Fachbeitrag.pdf - 
Gutachten - 
Bplan_169 - Kornblumenweg - 19.01.2022 - 169_Anlage 4_Bestandsplan Biotoptypen.pdf - 
Gutachten - 169 
Bplan_169 - Kornblumenweg - 19.01.2022 - 169_Anlage 5_Bestandsplan Brutvögel.pdf - Gutachten - 
169_A 
Bplan_169 - Kornblumenweg - 26.01.2022 - 169_Anlage 1_Immissionsschutzgutachten.pdf - 
Gutachten -  - 
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